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editorial

»Rücksichtsloses  
Draufgängertum  

hat auf der Straße  
keinen Platz.«

Wie irrsinnig ist es, mit lebensgefährli-

chen Geschwindigkeiten durch die Stadt 

zu rasen, während Ingenieure und Planer 

unaufhörlich bemüht sind, das Leben aller 

Verkehrsteilnehmer durch immer neue 

Assistenzsysteme und bauliche Maßnah-

men zu schützen? Wie aberwitzig, dass 

Wissenschaft und Industrie nach Möglich-

keiten suchen, insbesondere im urbanen 

Raum die Auswirkungen des Verkehrs-

lärms auf Gesundheit und Lebensquali-

tät zu verringern, während sich Poser mit 

illegal veränderten Fahrzeugen zur Schau 

stellen, allein mit dem Ziel, einen Höllen-

krach zu produzieren? 

In Köln wurde aus der bao inzwischen 

ein Projekt. Auf ministerieller Ebene ist ein 

Konzept zum Umgang mit Intensivtätern 

im Verkehrsbereich in der Entwurfsphase. 

Wir wollen unsere Maßnahmen überall in 

Nordrhein-Westfalen ausweiten. Sie alle 

möchte ich ausdrücklich animieren, in 

Ihren Behörden entschieden gegen dieses 

Phänomen vorzugehen. Es muss unmiss-

verständlich deutlich werden: Rücksichts-

loses Draufgängertum hat auf der Straße 

keinen Platz. 

Liebe Leserinnen und Leser,

die Bilder haben uns alle schockiert: Drei 

Unbeteiligte verloren im Frühjahr 2015 

innerhalb weniger Wochen durch illegale 

Kraftfahrzeugrennen in Köln ihr Leben. Völ-

lig unschuldig wurden sie Opfer von Impo-

niergehabe und kriminellem Kräftemessen. 

Umgehend reagierte die Polizei Köln mit 

zielgerichteten Maßnahmen, um diesem 

Wahnsinn ein Ende zu bereiten, organisiert 

zunächst in einer bao »Rennen«. 

Vieles hat sich seitdem bewegt. 

Verstärkte Kontrollen, hochmotivierte 

Einsatzkräfte, eine standardisierte Vor-

gangsbearbeitung und ein dichtes Netz-

werk örtlicher Partner führten in der Raser-

szene zu spürbaren Konsequenzen. Weit 

über die Grenzen Kölns und auch Nord-

rhein-Westfalens hinaus hat dieses ent-

schlossene Vorgehen der Polizei umfang-

reiche mediale Beachtung erfahren. 

Ihnen und Ihren Familien wünsche ich, 

dass Sie den Frühling genießen können. 

Vielleicht nutzen Sie ja die ersten warmen 

Tage für einen Besuch im Straßencafé – 

hoffentlich ganz ohne den Lärm aus einer 

manipulierten Abgasanlage.

Ihr Bernd Heinen
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Bernd Heinen
Inspekteur der Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen
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0Die Kölner   
Polizei  

engagiert  
sich  

langfristig   
im Kampf   

gegen  
 illegale  
Kraft- 

fahrzeug- 
rennen



05Streife    # 02  02 / 03 2017

0 Der Fahrgast eines Taxis, die Studentin auf dem Fahrrad und der 

Radfahrer, der an einer Ampel wartete. Alle drei hatten keine 

Chance, als sie im Frühjahr 2015 durch kriminelles Kräftemessen 

und Imponiergehabe von rabiaten Autofahrern zu Tode kamen. 

Völlig unbeteiligt wurden sie unschuldige Opfer illegaler Kraftfahr-

zeugrennen. Mitten in Köln. Mit zielgerichteten Maßnahmen sagte 

die Polizei Köln der Raser-Szene den Kampf an. Die bao wurde 

nun in die Regelorganisation überführt.

A
ls innerhalb weniger Wochen in Köln drei Menschen bei 

Verkehrsunfällen durch vorsätzliche Geschwindigkeits-

überschreitungen und verkehrsgefährdende Fahrweise 

getötet wurden, schockierte und beunruhigte das die Bevölke-

rung enorm. Der Kölner Polizeipräsident veranlasste umgehend 

angepasste repressive und präventive Maßnahmen der Polizei. 

Erste Ermittlungen zu den Verkehrsunfällen, Aufklärungsergeb-

nisse und Hinweise aus Polizeiinspektionen und der Bevölke-

rung lieferten schnell die Erkenntnis, dass sich in Köln eine Raser-

Szene etabliert hatte, die sich regelmäßig an verschiedenen und 

teilweise weit voneinander entfernten Treffpunkten in der Stadt 

einfindet, um sich in der Innenstadt und auf den »Ringen«, der 

»Partymeile« in Köln, zu präsentieren.  >

Null  
Toleranz  
für Raser
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So haben wir in Köln ein Verkehrsphänomen aufgedeckt: Eine 

Szene, von der fortwährend Gefahren für Leib und Leben Unbetei-

ligter ausging. Die Beteiligten bildeten eine Gruppe mit rund 300 

Personen, deren »harter Kern« aus zumeist Deutschen mit türki-

schem Migrationshintergrund bestand. »Aus dieser Szene heraus 

wurden durch vorsätzliche erhebliche Geschwindigkeitsübertre-

tungen unter Inkaufnahme konkreter Gefahrensituationen immer 

wieder unbeteiligte Dritte gefährdet. Doch es galt, noch viele 

Fragen zu beantworten: Wie, wo und wann entsteht ein spontan 

abgesprochenes Kraftfahrzeugrennen? Wer sind die Fahrer? Wel-

che Fahrzeuge benutzen sie? Wie können wir zur richtigen Zeit am 

richtigen Ort sein, um derartiges Verhalten zu verhindern bzw. zu 

verfolgen? Welche rechtlichen Möglichkeiten gibt es? Sind unsere 

Maßnahmen zielführend?

AufBAu deR BAO ReNNeN

Mit dem Ziel, illegale Kraftfahrzeugrennen und andere damit im 

Zusammenhang stehende Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

im Straßenverkehr wirkungsvoll zu bekämpfen, richtete die Direk-

tion Verkehr der Polizei Köln im Mai 2015 die Besondere Aufbau-

organisation (bao) »Rennen« ein. Zunächst umfasste die bao die 

Einsatzabschnitte Aufklärung, Ermittlungen, taktische/operative 

Maßnahmen und Einsatzbegleitende Presse- und Öffentlichkeits-

arbeit (epöa). Mit Fortschreiten der bao wurde die Struktur ange-

passt und Teilziele definiert, um die Raser- und Rennszene erfolg-

reich zu bekämpfen.

Zu diesen Teilzielen zählten:

 > Erfassen illegaler Kraftfahrzeugrennen und der beteiligten 

Personen/kfz

 > Verfolgen von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im 

Zusammenhang mit illegalen Kraftfahrzeugrennen  

(u. a. nicht angepasste Geschwindigkeit)

 > Verhindern illegaler Kraftfahrzeugrennen durch operative  

und präventive Maßnahmen 

 

 

»Mitte 2015 umfasste  
die Gruppe über  

300 Personen mit einem  
’harten Kern‘ aus  

ca. 25–30 Männern im  
Alter von 18–25 Jahren,  

zumeist Deutsche  
mit türkischem 

Migrationshintergrund.« 
 

Polizeihauptkommissar (phk) Rainer Fuchs,  

Leiter des Projekts  

»Rennen« im Polizeipräsidium (pp) Köln
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Taktisch-operative Maßnahmen wurden täglich zu den einsatz-

relevanten Zeiten in den Abend- und Nachtstunden durchge-

führt. Gezielte Geschwindigkeitsüberwachung auf den bekann-

ten »Rennstrecken« und in der Szene und deutlich wahrnehm-

bare Schwerpunkteinsätze mit medialer Begleitung rundeten das 

Paket ab.

NeTzweRkARBeIT Als scHlüssel zum eRfOlg

Die bisherige Aufklärung, Ermittlungen und die operativen Erfah-

rungen erhellten die Szene und machten deutlich, dass allein mit 

herkömmlichen polizeilichen Maßnahmen kein nachhaltiger Erfolg 

zu erzielen sein würde. In einem Netzwerk mit anderen Verant-

wortungsbereichen, insbesondere der Stadtverwaltung Köln,   > 

Als Maßnahmen wurden unter anderem definiert:

 > technische Überprüfung der Fahrzeuge und deren Sicherstel-

lung bei dem Verdacht des Erlöschens ihrer Betriebs erlaubnis

 > einsatzbegleitende Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

 > Dokumentation der Maßnahmen und Führung eines 

Lagebildes

 > Gefährderansprachen und Erstellung/Umsetzung eines 

Präventionskonzeptes

 > Controlling 

 

 

phk Rainer Fuchs bekämpft entschlossen die Kölner Raser-Szene.
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drei verkehrsunfälle durch 
raser – drei tote

26. märz 2015, ecke Aachener str./Brüsseler str.

Ein 19-jähriger und ein 20-jähriger Pkw-Führer  verabreden 

nach Zeugenaussagen auf der Aachener Straße ein Kraft-

fahrzeugrennen. An der Kreuzung Aachener Straße/Brüs-

seler Straße missachtet der 20-jährige mit hoher Geschwin-

digkeit das Rotlicht der dortigen Lichtzeichenanlage 

und prallt gegen ein Taxi. Ein Fahrgast wird im Fahrzeug 

schwerstverletzt und erliegt später seinen Verletzungen.

14. April 2015, Auenweg

Zwei 22 Jahre alte Pkw-Führer veranstalten auf dem 

Auenweg ein Kraftfahrzeugrennen. Eines der Fahrzeuge 

schleudert über die Gegenfahrbahn auf den Gehweg und 

erfasst dort eine 19-jährige Radfahrerin, die später ihren 

schweren Verletzungen erliegt. Die Schleuderspur des 

Unfallverursachers beträgt 130 Meter.

10. Juli 2015, ecke Aachener str./Innere kanalstraße

Eine 35-jährige Pkw-Führerin befährt die Aachener Straße 

stadtauswärts. Kurz vor der Kreuzung beabsichtigt sie, 

einen Fahrstreifenwechsel nach rechts vorzunehmen. Von 

hinten nähert sich ein bmw mit überhöhter Geschwindig-

keit und kollidiert mit ihrem Fahrzeug, er kommt ins Schleu-

dern, überschlägt sich und erfasst anschließend einen 

26-jährigen  Fahrradfahrer, der aufgrund seiner schweren 

Verletzungen verstirbt.

Durch verstärkte Kontrollen konnten im Kölner Raum bereits viele manipulierte Fahrzeuge sichergestellt werden.
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konnte eine schnelle und standardisierte Vorgangsbearbeitung 

mit der örtlichen Bußgeld- bzw. Führerscheinstelle und dem Stra-

ßenverkehrsamt realisiert werden. Um einen effizienteren Einsatz 

der technischen Geschwindigkeitsüberwachung der Stadt Köln 

und der Polizei zu erreichen, wurde die Technik mit den Erkennt-

nissen aus der bao Rennen angepasst und auf die örtlichen Bege-

benheiten abgestimmt.

Zur technischen Überprüfung von sichergestellten Kraftfahr-

zeugen wurde der tüv einbezogen. Szenetypische Fahrzeuge 

zumeist älteren Baujahres fielen durch technische Veränderungen 

auf, beispielsweise Leistungssteigerungen, Manipulationen am 

Fahrwerk oder an der Abgasanlage. Dadurch wurden Geräusch-

emissionen sowohl während der Fahrt, als auch im Stand erheb-

lich erhöht. Eine Vielzahl dieser Veränderungen führte auf-

grund bestehender Verkehrsunsicherheit zu einem Erlöschen 

der Betriebserlaubnis und damit zur Stilllegung des Fahrzeuges. 

 Martin Lotz, Leitender Polizeidirektor (lpd) der Leitung Direktion 

Verkehr, lobt die Fortschritte der bao im Kampf gegen die Raser: 

»Manipulierte Fahrzeuge sicherzustellen und zur Erstellung eines 

gerichtsverwertbaren Gutachtens vorzuführen, hat sich als pro-

bates Mittel im Kampf gegen die illegale Raser- und Tuningszene 

erwiesen.« Das konsequente Eingreifen zeigt  spürbare Wirkung: 

»Seit Beginn der Maßnahmen haben wir mehr als 500 Fahr-

zeuge wegen des Verdachts der Verkehrsunsicherheit und des 

 Erlöschens der Betriebserlaubnis sichergestellt. Bis zum heuti-

gen Tag wurden im Projekt Rennen mehr als 200 Anzeigen erstat-

tet.« Die Netzwerkarbeit hat sich im Kampf gegen die Szene  

bezahlt gemacht.

Eine intensive Fortbildung innerhalb der eigenen Organisation 

(Wachdienst, Bereitschaftspolizei, Führungskräfte der aao) mit 

Schwerpunkten im Bereich unangepasste Geschwindigkeit, ille-

galer Kraftfahrzeugrennen und dazugehörige Straftatbestände 

sowie Erlöschen der Betriebserlaubnis und technische Fahrzeug-

überprüfung sicherten den Einsatzerfolg.

Parallel dazu wurde durch die Stadt Köln die Aktion  »110 – 

Null Toleranz für Raser« initiiert. Beteiligt waren daran neben der  

 Polizei Köln auch weitere Partner, darunter rtl West. Im gesam-

ten Kölner Stadtgebiet wurden Großplakate verbreitet und in 

Zusammenarbeit mit rtl West YouTube-Videos produziert, die 

unter Teilnahme geeigneter Internetprotagonisten die Zielgruppe 

Raser erreichen sollten.

Die folgenschweren Verkehrsunfälle im April und Mai 2015  fanden 

bundesweit mediales Interesse. Bis zum heutigen Tage  wurden 

durch die bao und das folgende Projekt »Rennen« mehr als 100 

Medienanfragen beantwortet, von kurzen Interviews bis hin zu 

mehrtägigen Begleitungen der Einsatzkräfte für überregionale 

Fernsehberichterstattungen. Aus anderen Bundesländern, die 

sich mit der gleichen Problematik auseinandersetzen, erhielt 

das Projekt Rennen ebenso Anfragen wie auch von Kollegin-

nen und Kollegen auf dem »kleinen Dienstweg«. Nahezu täglich 

konnten Fragestellungen aus den umliegenden Polizeibehörden 

beantwortet  und auch Hospitationen realisiert werden.   >

»Im Zusammenspiel  
aus konsequenter operativer  

Aufgaben wahrnehmung, 
 standardisierter Vor - 

gangs bearbeitung durch  
bevorzugte Sach bearbeitung 

und unmittelbare Weiter-
leitung an die Bußgeldstelle 
und das Straßen verkehr s  - 

amt konnte spürbarer  
Druck auf die Szene  
ausgeübt werden.«

 
Leitender Polizeidirektor (lpd) Martin Lotz, 

 Leiter Direktion Verkehr im pp Köln

lpd Martin Lotz
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@     Ausführliche Hintergrundinformationen sind abrufbar unter:  

 »Verkehr« auf der Intranetseite des Polizeipräsidiums Köln  

http://www.stadt-koeln.de/leben-in-koeln/verkehr/verkehrssicherheit/null-toleranz-fuer-raser

rechtliche grundlagen

Gem. § 29 Stvo Abs. 1 sind Rennen mit Kraftfahrzeugen 

verboten. Die dazugehörige Verwaltungsvorschrift führt 

dazu aus:

»Rennen« sind Wettbewerbe oder Teile eines 

 Wett bewerbs sowie Veranstaltungen zur Erzielung von 

Höchstgeschwindigkeiten mit Kraftfahrzeugen.  

 Auf die Art des Starts kommt es dabei nicht an. Unter 

den  Rennbegriff wird auch die Ermittlung einer  

höchsten Durchschnittsgeschwindigkeit eingeordnet.

Dabei müssen die beispielhaft aufgeführten Kriterien  

nicht alle zusammen vorliegen. Selbst ein einzelner 

Aspekt kann dazu führen, dass es sich um ein illegales 

Rennen handelt.

Ein richtungsweisendes Urteil des olg Hamm vom 

05.03.2013 (az -III-1 RBs 24/3) half:

»Ein Rennen im Sinne des § 29 Abs. 1 Stvo ist ein 

Wettbewerb oder Wettbewerbsteil zur Erzielung von 

Höchstgeschwindigkeiten mit Kraftfahrzeugen, bei denen 

zwischen mindestens zwei Teilnehmern ein Sieger durch 

Erzielung einer möglichst hohen Geschwindigkeit ermit-

telt wird. Einer vorherigen Absprache aller Beteiligten 

bedarf es nicht.« 

Folgende Merkmale sprechen folglich für ein illegales 

Kraftfahrzeugrennen:

 > Beteiligung von mindestens zwei Fahrzeugen

 > renntypisches Aufstellen bzw. Verhalten z. B. an einer 

Lichtzeichenanlage

 > hohe gefahrene Geschwindigkeiten  

(z. B. neben einander auf einer zweispurigen Straße)

 > gefährliche Überholmanöver oder das Fahren 

 Stoßstange an Stoßstange

 > kurze Beschleunigungsfahrten

kontakt

Das Projekt Rennen ist erreichbar unter  

Projektleitung phk Rainer Fuchs  

Vertretung/Geschäftsführung phk Fabian Ebel   

Rainer Fuchs: 0221-229-6131

Fabian Ebel: 0221-229-6136

Projekt_Rennen.Koeln@polizei.nrw.de 

VON deR BAO zum PROJekT »ReNNeN«

Die Bekämpfung der illegalen Kraftfahrzeugrennen und der 

Raser- und illegalen Tuningszene hat für die Polizei Köln eine 

durchgehend hohe Priorität. Im April 2016 wurde die Arbeit der 

bao Rennen in eine Projektstruktur überführt fortgesetzt. Einsatz-

zeiten und Einsatzräume wurden der Erkenntnis- und Witterungs-

lage flexibel angepasst und das bisherige polizeiliche Konzept mit 

Schwerpunkt in der Repression, verbunden mit maßnahmen-/ 

einsatzbegleitender Öffentlichkeitsarbeit strategisch erweitert, 

um nachhaltige Erfolge zu erzielen.

Im Laufe des Jahres 2016 konnte das Projekt Rennen seine 

Arbeit erfolgreich fortsetzen, nicht zuletzt auch durch tempo-

räre personelle Unterstützung durch die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Direktion ge (Gefahrenabwehr/Einsatz) und dem 

 Projekt aus der eigenen Direktion verstärkt zugewiesene Kräfte. 

Dank der interessanten Aufgabenstellung des Projektes gelang 

es trotz der unattraktiven Einsatzzeiten problemlos, interes-

sierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen. Die grund-

sätzliche Bereitschaft, vermehrter nachts und auch an Wochen-

enden zu arbeiten ist bei vielen Kolleginnen und Kollegen ohne-

hin vorhanden. Ebenso das erforderliche Fortbildungsinteresse 

und eine hohe Motivation, als Polizei derartige Verhaltensweisen 

unter binden zu wollen. Neben der theoretischen Schulung der 

 Mitarbeiter wurden auch die fahrpraktischen Fähigkeiten anfor-

derungsgerecht durch ein spezielles Fahrsicherheitstraining des 

pp Köln optimiert.

Parallel zur Personalgewinnung erfolgte eine Sensibilisierung 

des Wachdienstes für das Thema illegale Kraftfahrzeugrennen, 

um im täglichen Dienst beim Antreffen dieser Kraftfahrzeuge 

Handlungssicherheit zu erlangen.

Zudem nutzte das Projekt in dieser besonderen Einsatzlage 

zusätzliche technische Mittel wie Schallpegelmessgeräte.

Überdies ist eine neue Verfügung des pp Köln zur qualifizierten 

Unfallaufnahme bei Raser- und Rennunfällen in Kraft getreten.

/// Rainer Fuchs, pp Köln

Der Kölner Polizeipräsident Jürgen Mathies verschaffte sich vor Ort 
einen Eindruck von den Kontrollen.
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Überprüfung eines technisch veränderten Fahrzeuges durch einen Polizeibeamten.
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führung

sicherheitsprogramme der kreispolizei
behörden Die Bedeutung von Führung im 
 Steuerungsprozess

Wenn die Kreispolizeibehörden dem Lan-

desamt für Zentrale Polizeiliche Dienste 

zum 15.03. eines jeden Jahres ihre Sicher-

heitsbilanzen übersenden, haben sie hie-

ran zuvor intensiv gearbeitet. Die Direk-

tionen bilanzieren ihre im Sicherheits-

programm abgebildeten Aktivitäten, mit 

denen die Fach- und Behördenstrategien 

umgesetzt wurden.

O
b die Aktivitäten angepasst oder 

ob aufgrund aktueller sicher-

heitsrelevanter Entwicklungen 

neue Schwerpunkte gebildet werden, ist 

das Ergebnis der Bilanzierung. Durch die 

jährliche Bilanzierung und Anpassung der 

Sicherheitsprogramme entsteht ein Stra-

tegieprozess mit hohem praktischem Nut-

zen für die Kreispolizeibehörden. Sie wis-

sen hierdurch, wo der Schuh drückt und 

können darauf reagieren. Der Leitungsstab 

ist in diesem Strategieprozess zwischen 

den Direktionen oftmals die verbindende 

Klammer. Ob aber in der Kreispolizei-

behörde die Inhalte der Sicherheitspro-

gramme tatsächlich gelebt werden, liegt 

an der Kommunikationsbereitschaft der 

Führungskräfte aller Hierarchieebenen.

Die transparente Darstellung des Sicher-

heitsprogramms macht allen Kolleginnen 

und Kollegen deutlich, dass ihre Arbeit 

Grundlage und Erfolg ihrer Kreispolizei-

behörde ist. Sie sehen unmittelbar den 

Nutzen ihrer Arbeit. Die Verfolgung von 

Verkehrsverstößen, die Aufklärung einer 

Straftat oder die schnelle Reaktion auf 

polizeilich relevante Einsatzanlässe sind 

für jede Polizeibeamtin und jeden Polizei-

beamten Selbstverständlichkeit und Her-

ausforderung zugleich. Sie kennen ihren 

Polizeibezirk und wissen wo sie zum Bei-

spiel verstärkte Präsenz zeigen müssen, 

weil sich dort Straftaten, Verkehrsunfälle 

oder Einsatzanlässe häufen.

Es liegt an den Führungskräften auf 

allen Ebenen, den Sinn von Strategie und 

die damit einhergehenden Prozesse zu 

erklären. Über die Strategiefindung und 

-formulierung, dem Vereinbaren von Zie-

len, der Bewertung von Kennzahlen, der 

Bilanzierung und letztlich der Fortschrei-

bung der Strategie werden Ressourcen 

zielgerichtet in der Behörde gesteuert. 

Dieser Prozess muss kommuniziert wer-

den, da sonst für viele Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter plötzlich der praktische 

Nutzen verloren geht, wenn selbstver-

ständliche Maßnahmen als Aktivitäten in 

Fach- oder Behördenstrategien gebündelt 

werden. Der Sinn von Strategie wird dann 

nicht selten hinterfragt.

»Sicherungs programme sind Steuerungs-

werkzeuge der Behörden und werden nicht für 

die Galerie oder das Ministerium geschrieben« 
 

Bernd Heinen, Inspekteur der Polizei nrw

Identifikation und Vorbild

Führungskräfte müssen sich mit ihren Auf-

gaben identifizieren für die sie im Sicher-

heitsprogramm verantwortlich sind. 

Nur wer den Sinn des eigenen Beitrags 

erkennt, wird seine Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter motivieren, sich für diese Ziele 

einzusetzen. Die positive Einstellung der 

Führungskräfte ist hier von entscheiden-

der Bedeutung – schließlich sind diese 

für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

wichtige Vorbilder. 

Die vereinbarten Handlungsschwer-

punkte müssen gelebt und zum Gegen-

stand fortlaufender Befassungen der 

Führungskraft mit den Kolleginnen und 

Kollegen werden: Haben wir unsere Akti-

vitäten umgesetzt? Wo liegen Gründe für 

bestimmte Entwicklungen? Oder, was 

müssen wir noch unternehmen, um die 

gesteckten Ziele zu erreichen? Wo kön-

nen wir auch einmal Luft holen - wo gelingt 

Regeneration bei permanenter Belas-

tung? Dies sind nur einige der Fragen, die 

monatlich oder quartalsweise in den Blick 

genommen werden müssen.  >
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»Führungskräfte  formen ihr Team und  

sorgen für erfolgreiche Arbeit und Motivation« 
 

Bernd Heinen, Inspekteur der Polizei nrw
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Bernd Heinen, Inspekteur der Polizei nrw
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führung

zusammenhänge erklären/Transparenz 

herstellen

Viele Abstimmungen und Schwerpunkt-

setzungen werden in Leitungskonferen-

zen und anderen Besprechungen vorge-

nommen. Es liegt in der Natur der Sache, 

dass dabei nicht immer alle Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter einbezogen werden 

können. Daher ist es wichtig, dass Füh-

rungskräfte den Strategieprozess erklären 

und Informationen transportieren. Nur so 

können die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter die Hintergründe für Entscheidungen 

nachvollziehen und werden nicht durch 

Informationslücken demotiviert. Das ist 

vor allem dann wichtig, wenn es gilt, an 

übergeordneten Zielen mitzuarbeiten. Hier 

kann schnell der Eindruck entstehen, dass 

man »wieder einmal andere Dienststellen 

unterstützen muss, die alleine ihre Ziele 

nicht erreichen können«. Nur wenn Füh-

rungskräfte über die Hintergründe aufklä-

ren, kann auch bei allen Kolleginnen und 

Kollegen die Bereitschaft zur Unterstüt-

zung erzeugt werden.

In Zeiten immenser Informationsmen-

gen ist es eine besondere Herausforderung 

für die Führungskräfte, die vielen Informa-

tionen adressatengerecht zu steuern. Ins-

besondere dann, wenn andere Dienststel-

len oder Direktionen Beiträge für ein ande-

res Themenfeld leisten sollen, braucht es 

einen guten Informationsfluss und Über-

zeugungsarbeit. So ist eine gute Erkennt-

nislage durch qualitativ hochwertige Beob-

achtungs- und Feststellungsberichte zur 

Bekämpfung des Wohnungseinbruchs in 

allen Behörden des Landes ein Thema von 

zentraler Bedeutung. Die nötige Sensibi-

lität bei möglichst allen Beamtinnen und 

Beamten des Wachdienstes und anderen 

operativen Bereichen herzustellen, benö-

tigt aber Kommunikationsbereitschaft 

und gut eingespielte Prozessabläufe. Hier-

bei können die Leitungsstäbe der Kreispo-

lizeibehörden durch eine gute und gezielte 

interne Öffentlichkeitsarbeit wichtige 

Unterstützungsarbeit leisten. 

Viele Kreispolizeibehörden nutzen 

bereits vielfältige Medien, um ihre Mitar-

beiter auch über die Inhalte des Sicher-

heitsprogramms zu informieren. Dabei 

muss es längst nicht bei einem Artikel im 

Intranet bleiben. Einige Behörden haben 

Raster eines Sicherheitsprogramms, welches den Steuerungskreislauf abbildet.
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bereits gute Erfahrungen mit Flyern 

oder Beiträgen in der Behördenzeitung 

gemacht, in denen die wichtigsten Infor-

mationen für alle Mitarbeiter zusammen-

genfasst waren. Der Kreativität sind aber 

auch hier keine Grenzen gesetzt.

Beteiligung und dialog

Ein guter Strategieprozess braucht aber 

mehr als die bloße Information über Ent-

wicklungen und Entscheidungen. Die Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter sind dieje-

nigen, die ihre Kreispolizeibehörde, das 

Einsatzgeschehen, die Kriminalitätslage, 

aber auch die Potentiale am besten ein-

schätzen können. Die Einbeziehung die-

ses Wissens in die Entscheidung über die 

Schwerpunktsetzungen und Aktivitäten ist 

ein unschätzbarer Wert. Zudem machen 

sich die Kolleginnen und Kollegen umso 

engagierter an die Umsetzung von Zielset-

zungen, wenn sie sie selbst beeinflussen 

konnten. Eine Strategietagung der Direk-

tion oder auch auf Behördenebene kann 

dazu beitragen, ein »Wir-Gefühl« für das 

Sicherheitsprogramm zu wecken. Dabei 

müssen es bei überschaubaren Fragestel-

lungen nicht immer zeitintensive Bespre-

chungen mit hohem Vorbereitungsbedarf 

sein. Beteiligung kann auch über E-Mail 

oder Online-Befragungen erfolgen. 

Wichtig ist auch, die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter in der Folge einzube-

ziehen, wenn es darum geht, die Umset-

zung im Blick zu halten, Anpassungen zu 

beraten und vorzunehmen sowie Bilanz 

zu ziehen. Eine intensive und möglichst 

unmittelbare Kommunikation zwischen 

Behördenleitung und den Mitarbeitern 

verbessert die Informationslage sowie die 

Motivation für die gemeinsamen Ziele.

Vermittler und entscheider

Der Entscheidung über die strategische 

Ausrichtung einer Kreispolizeibehörde 

sollte immer eine intensive Sicherheits-

analyse vorausgehen. Erst ein umfassen-

des Lagebild in den relevanten Lagefeldern 

ermöglicht sachgerechte Entscheidun-

gen über erforderliche Schwerpunktset-

zungen. In Zeiten knapper Ressourcen 

wird es dabei niemals möglich sein, alle 

Problemstellungen mit gleicher Intensi-

tät anzugehen. Bereichsegoismen sind 

dabei völlig verfehlt. Letztlich ist ent-

scheidend, dass die Polizei die öffentliche 

Sicherheit gewährleistet und das positive 

Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen der 

 Bürger stärkt. Die erforderlichen Schwer-

punktsetzungen können im Idealfall nach 

einem breiten Dialog und dem Austausch 

von Argumenten im Konsens entstehen. 

Im Zweifel sind sie aber auch durch eine 

Entscheidung der Führungskraft zu klä-

ren, diese Verantwortung zu übernehmen 

gehört zu ihren Aufgaben.

Dazu gehört auch, sich in der Folge an 

den formulierten Erwartungen messen zu 

lassen. Insoweit ist es nur konsequent, 

wenn die im Rahmen der Behördenstrate-

gie, der Fachstrategien oder auch einzel-

nen Aktivitäten vereinbarten Maßnahmen 

in das Mitarbeitergespräch einfließen und 

dort als Ziel zwischen Führungskraft und 

Mitarbeiter/in vereinbart werden.

/// Stephan Zenker, mik nrw
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Auf streife im schifffahrts
verkehr Die Wasserschutz-
polizei nrw sucht Verstärkung

Auf etwa 900 Kilometern schiffbaren Was-

serstraßen mit 260.000 Schiffsbewe-

gungen pro Jahr sorgt die Direktion Was-

serschutzpolizei des Polizeipräsidiums 

Duisburg für die Sicherheit im Schiffsver-

kehr in nrw. Auch Polizeibeamtinnen und 

-beamte, die bereits seit einigen Jahren 

in einer anderen Verwendung tätig sind, 

haben die Chance, ein neues und abwechs-

lungsreiches Arbeitsgebiet auf den nord-

rhein-westfälischen Flüssen und Kanälen 

kennenzulernen.

F
ür Polizeioberkommissar (pok) 

Thomas  Schruba, derzeit bei der 

Wasserschutzwache Wesel im Ein-

satz, stand schon seit Beginn seines Wer-

deganges bei der Polizei fest, dass er 

sich zum wsp-Beamten fortbilden lassen 

wollte. »Nach bestandenem Auswahlver-

fahren war es dann soweit. Ich wurde im 

September 2012 zur Direktion Wasser-

schutzpolizei des Polizeipräsidiums Duis-

burg abgeordnet. Die Fortbildung zum 

Beamten der wsp habe ich keine Sekunde 

bereut. Ich kann jeden mit Interesse an der 

Schifffahrt und den Aufgaben der wsp nur 

ermutigen, diesen Schritt zu gehen«. Tat-

sächlich ist der Dienst auf dem Polizeiboot 

eine völlig andere Herausforderung als die 

übrigen Tätigkeiten bei der Polizei in nrw. 

Der Umgang mit den vielen Geräten an 

Bord, die Wartung des Streifenbootes und 

die erforderlichen nautischen Fachkennt-

nisse setzen Technikaffinität und körper-

liche Belastbarkeit voraus. »Daher nimmt 

neben vielen neuen rechtlichen Vorschrif-

ten der Bereich der Technik einen gro-

ßen Raum im Arbeitsalltag eines Wasser-

schutzpolizisten ein. Das bedeutet, dass 

man die technischen Einrichtungen rund 

um das eigene Dienstboot kennen und die 

Eignung zum Führen des Bootes erlernen 

und beherrschen muss«, erklärt pok’in Ute 

Hillgemann von der Wasserschutzwache 

Duisburg. Vor einigen Jahren wurde 

 Hillgemann ebenfalls durch einen Bericht 

in der »Streife« auf den Tätigkeitsbereich 

bei der wsp aufmerksam und bemühte 

sich daraufhin um eine Hospitation. Bei 

der Wasserschutzwache Duisburg lernte 

sie ihren neuen Beruf kennen und die Fahr-

ten mit dem Streifenboot auf dem Rhein 

zu schätzen: »Es ist nach wie vor ein sehr 

erhabenes Gefühl auf diesem mächtigen 

Fluss tätig sein zu dürfen. Auch die Erzäh-

lungen über historische Hintergründe der 

Rheinschifffahrt sowie die spannenden 

Geschichten, von denen mir die Kollegen 

berichteten, faszinieren mich bis heute.«

Der Streifendienst mit dem Boot steht 

im Mittelpunkt der wasserschutzpolizei-

lichen Tätigkeit. Hauptaufgabe ist es, den 

kommerziellen Schiffsverkehr sowie den 

Sportbootverkehr zu überwachen. Hier-

bei werden Kontrollen durchgeführt und 

Unfallbrennpunkte überwacht. Die Beam-

tinnen und Beamten der wsp überwachen 

die Einhaltung aller Sicherheitsvorschrif-

ten, insbesondere beim Transport sowie 

dem Be- und Entladen von Gefahrgut. Sie 

prüfen alle notwendigen Dokumente und 

Frachtpapiere sowie die Ausrüstung und 

die technischen Gegebenheiten. Auch bei 

Großveranstaltungen wie »Rhein in Flam-

men« oder den »Kölner Lichtern« ist die 

wsp im Einsatz. Hierbei liegt das Hauptau-

genmerk auf der Überwachung der Sperr-

gebiete und dem sofortigen Eingreifen bei 

Gefahrenlagen. Ebenso zählt die Überprü-

fung der Einhaltung des Umweltschutzes 

auf den Gewässern zum Aufgabenbereich 

der wsp. 

Egal ob der Schutz von Veranstaltun-

gen, Kontrollen auf dem Wasser oder Sank-

tionierung von Verstößen im Zusammen-

hang mit dem Schiffsverkehr – das Spek-

trum der Aufgaben ist auch bei der wsp 

sehr vielfältig und abwechslungsreich.   >  
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Wolfram Elsner, Leiter der Direktion Was-

serschutzpolizei des Polizeipräsidiums 

Duisburg erklärt, zu wem der Dienst auf 

dem Wasser passen könnte: »Wer sich bei 

der wsp bewirbt, sollte viel Neugier, Eigen-

initiative und Fortbildungsbereitschaft 

sowie ein hohes Maß an Technikaffinität 

mitbringen.« Für einen Wechsel zur wsp 

müssen einige formelle Voraussetzungen, 

wie beispielsweise eine dreijährige Vorver-

wendung im Wachdienst, ein Höchstalter 

von 39 Jahren zu Beginn der Abordnung 

sowie eine nachgewiesene Atemschutz-

tauglichkeit gemäß dem Berufsgenossen-

schaftlichen Grundsatz g 26 vor Beginn der 

wsp-Ausbildung, erfüllt sein.

direkt ins dienstgeschehen involviert

Nach erfolgreich absolviertem Auswahl-

verfahren werden in den ersten sechs 

Monaten nach der Abordnung zur wsp im 

Rahmen einer Fortbildung zunächst die 

grundlegenden Kenntnisse, Fähigkeiten 

und Fertigkeiten vermittelt, die zur selbst-

ständigen und eigenverantwortlichen Auf-

gabenwahrnehmung einer Bootsführerin 

oder eines Bootsführers erforderlich sind. 

Die Fortbildung dauert in der Regel vier 

Jahre und ist in mehrere Stationen unter-

teilt. Neben einer zweiwöchigen fachthe-

oretischen Einführung in die allgemeinen 

Grundkenntnisse erwartet die Beamtin-

nen und Beamten innerhalb des ersten 

Jahres eine dreiwöchige praxisorientierte 

Fortbildung auf dem Streifenboot »wsp 1«, 

um die fachpraktischen und schifffahrts-

spezifischen Kenntnisse zu erwerben. Der 

Sprung ins kalte Wasser ist bekanntlich der 

beste Weg, um schwimmen zu lernen. Des-

halb führen die Anwärter im Abordnungs-

jahr von Anfang an das Streifeboot, wenn 

auch unter Anleitung der erfahrenen Kol-

leginnen und Kollegen, selbst. pok’in Ute 

Hillgemann erinnert sich noch sehr genau 

an ihre ersten Erfahrungen auf dem Was-

ser: »Es ist zunächst neu und ungewohnt 

das Boot zu steuern, aber es macht viel 

Spaß, die einzelnen Manöver zu erlernen.« 

Zu diesen Fahrmanövern zählen etwa 

das An- und Ablegen an fahrende Schiffe, 

das Manövrieren im engen Fahrwasser, 

genauso wie »Mann-über-Bord-Manöver« 

oder das Notankern. Bei Schiffskontrol-

len blickte Kollegin Hillgemann ihren Strei-

fenpartnern anfangs aufmerksam über 

die Schultern. Später lernte sie mit Hilfe 

der Kollegen Schritt für Schritt die Kont-

rollen selbstständig durchzuführen. »Die 

Routine im Dienst kam dann von ganz 

allein. Wie funktioniert die Maschine? Wie 

mache ich das Boot fest und was muss ich 

an Bord sonst beachten? All das wird von 

Dienst zu Dienst deutlicher«, versichert 

Ute Hillgemann. Direktionsleiter Wolfram 

Elsner betont, wie wichtig bei der Ausbil-

dung die Nähe zur Praxis ist: »Man bewegt 

sich alltäglich im rechtlichen und nauti-

schen Bereich und lernt in der Ausbildung 

deshalb schon sehr früh ein Polizeiboot zu 

führen und unter Radar zu fahren.«  >

Nach der Hospitation stand für pok’in Ute Hillgemann der Wechsel zur Wasserschutzpolizei fest.
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einsatz

Am fachlehrgang führt kein weg vorbei

Nach dem ersten Jahr folgt dann der 

dreimonatige Fachlehrgang »Binnen« an 

der wsp-Schule im Hafengebiet von Ham-

burg, bei dem wesentliche Kenntnisse im 

Schifffahrtsrecht, über die Schiffs- und 

Antriebstechnik, das Fahrverhalten von 

Schiffen und die Einflüsse von Wind und 

Wetter sowie verkehrsrechtliche Fragen in 

der Binnenschifffahrt vermittelt werden. 

Weiterhin führt ein zusätzlicher Lehrgang 

zum Erwerb des ukw-Sprechfunkzeugnis-

ses für den Binnenschifffahrtsfunk. Die 

wsp-Schule in Hamburg vermittelt den 

Nachwuchskräften aller Bundesländer, 

die über eine Wasserschutzpolizei ver-

fügen, die erforderlichen theoretischen 

Kenntnisse. Alle Beamtinnen und Beam-

ten, egal aus welchem Bundesland, müs-

sen einen Fachlehrgang absolvieren und 

bestehen. »Die Fachlehrer vermittelten 

die Lehrinhalte mit viel Einfühlungsver-

mögen und stets mit einer Prise Humor«, 

erzählt pok’in Meike Terrey, derzeit bei 

der Wasserschutzwache Emmerich tätig. 

»Wer sich nach den Unterrichteinheiten 

um eine vernünftige Nachbereitung des 

Stoffes bemüht, muss sich keine Sorgen 

über das Bestehen der Abschlussprüfung 

machen. Bis zur Zwischenprüfung sollten 

gut zwei Monate vergehen. In dieser Zeit 

versuchten die Fachlehrer, so gut es ging, 

uns sowohl wasserschutzpolizeirelevante 

Rechtsgebiete als auch Fachkenntnisse 

über die Schiffstechnik mit all ihren Fein-

heiten näher zu bringen.« Terrey denkt 

gerne an ihren Fachlehrgang zurück, in 

dem sie auf alle Facetten ihres Berufes vor-

bereitet wurde. Die theoretischen Grundla-

gen und die erlernten Rechtsvorschriften 

können anschließend im täglichen Dienst 

angewendet, weiter vertieft und ausge-

baut werden. »Diese ständige Fortbildung 

ist erforderlich, um mit der Entwicklung in 

der Schifffahrt sowohl im technischen als 

auch im rechtlichen Bereich mithalten zu 

können«, meint Thomas Schruba. Dabei 

konnte er immer auf die Hilfe seiner Kolle-

ginnen und Kollegen vertrauen, die ihm mit 

Rat und Tat zur Seite standen.  >
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umfangreiche Aufgabengebiete

Nach Abschluss aller Fortbildungsstufen 

folgt die Patentprüfung, die aus einem 

mündlichen und einem praktischen Teil 

besteht und von einer direktionsinter-

nen Prüfungskommission durchgeführt 

wird. Auf die Prüflinge warten Fragen von 

der Maschinen- bis zur Knotenkunde. 

Außerdem steht eine praktische Fahrprü-

fung mit dem Streifenboot an. Schruba 

beschreibt, was er den Prüfern bei seiner 

Bootsfahrprüfung auf dem Rhein demons-

trieren musste: »Nach einigen einfachen 

Manövern und einem »Ring-über-Bord-

Manöver« folgte das Anlegen an ein Bin-

nenschiff in der Bergfahrt, so dass ein 

Kollege gefahrlos hätte übersteigen kön-

nen.« Weiterhin wurde bei der Einfahrt in 

den Hafen noch der Ausfall einer Antriebs-

maschine simuliert. Schruba meisterte 

auch diese Übung trotz Anspannung mit 

Bravour. »Mithilfe des Notruders und 

einer Antriebsmaschine fuhr ich zurück 

in den Stadthafen. Hier musste ich mit-

tels Notruderanlage am Bootssteg anle-

gen und zusammen mit der Besatzung das 

Boot festmachen.« Kurz darauf erhielt er 

vom Prüfer die freudige Mitteilung, dass er 

»bestanden« hat. Schruba erhielt seinen 

Polizeibootsführerschein und das Behör-

denpatent. Direktionsleiter Wolfram Elsner 

weiß, dass von jedem Anwärter während 

der vierjährigen Ausbildung einiges abver-

langt wird: »Die Kollegen bestehen in der 

Regel mit gesundem Fleiß und genügend 

Neugierde erfolgreich ihre Prüfungen. Ein 

hohes Maß an Eigeninitiative sollte jedoch 

jeder mitbringen.«  /// Alexander Lorber
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ansprechpartner bei der wsp

Wer sich jetzt für den Polizeidienst auf dem Wasser berufen fühlt oder nach 

langjähriger Einsatzzeit im Wachtdienst etwas Neues ausprobieren möchte, 

sollte sich unter der Rufnummer 0203/280-3010 (Sachgebiet 1) bei der 

 Führungsstelle der wsp melden und informieren. Sowohl im Rheinbereich als 

auch im Kanalbereich sind in diesem Jahr wieder neue Stellen zu besetzten. 

Vorgelagerte Hospitationen werden ausdrücklich begrüßt.
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kriminalität

libanesischen familienclans in nrw  
einhalt gebieten keeas – ein mit  
eu-Mitteln gefördertes Analyseprojekt des  
Landeskriminalamts (lka) nrw

Das Projekt keeas (»Kriminalitäts- und Einsatzschwerpunkte 

geprägt durch Ethnisch Abgeschottete Subkulturen«) befasst 

sich mit den Strukturen libanesischer Familienclans in nrw und 

will Lösungen entwickeln, wie sich die Polizei in nrw im Kampf 

gegen die von diesen Clans ausgehende Kriminalität künftig bes-

ser aufstellen kann.
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D
afür werden möglichst alle relevanten Erkenntnisse zu 

den libanesischen Familienclans zunächst zusammenge-

führt und bewertet. Anschließend identifiziert die Projekt-

gruppe im lka nrw polizeiliche Einflussmöglichkeiten und ent-

wickelt Handlungsempfehlungen für die polizeiliche Aufgaben-

bewältigung (Einsatz-/Kriminalitätsbereich). Vor allem will sie 

dazu beitragen, die polizeilichen Rahmenbedingungen zur Erken-

nung und Zerschlagung der von diesen Clans gebildeten krimi-

nellen Netzwerke zu verbessern. Darüber hinaus soll das Projekt 

aber auch helfen, – wo notwendig – polizeiliche Kompetenzen im 

Rahmen der Einsatzwahrnehmung in den von diesen Gruppen 

geprägten Räumen zu erweitern.

massentumulte unter Beteiligung libanesischer 

 familienclans in nrw

Drei Einsatzsituationen verdeutlichen beispielhaft, welchen 

schwierigen Umständen sich polizeiliche Kräfte vor Ort durch Mit-

glieder libanesischer Familienclans ausgesetzt sehen:

 > Im Juni 2015 führt der wdr im Rahmen einer Fernsehproduk-

tion Dreharbeiten an einem einschlägig bekannten Drogen-

Umschlagplatz in einer Ruhrgebietsstadt durch. Gäste einer 

nahegelegenen Teestube fühlen sich durch die Filmaufnah-

men provoziert. Innerhalb kürzester Zeit entwickelt sich eine 

tumultartige Situation unter Beteiligung von rund 300 Perso-

nen, die aus nahegelegenen Städten kurzfristig anreisen.

 > Wenige Tage später rotten sich in der selben Stadt anlässlich 

der Aufnahme eines Verkehrsunfalles durch Polizeivollzugsbe-

amte in kurzer Zeit 100 Personen zusammen. Bei der Kontrolle 

zweier Personen, bei denen Cannabisgeruch festgestellt und 

das Mitführen von weiteren Drogen vermutet wird, können sich 

zwei Polizeivollzugsbeamtinnen vor Angriffen nur durch die 

Androhung des Schusswaffengebrauches sichern.

 > Im September 2016 liefern sich in einer niederbergischen 

Kleinstadt etwa 175 Personen eine Massenschlägerei, die die 

Polizei stundenlang in Atem hält. Diese Situation resultiert aus 

einer bereits länger schwelenden Auseinandersetzung zwi-

schen ortsansässigen Angehörigen libanesischer Familienclans 

sowie Mitgliedern einer örtlichen Rockergruppierung.

Einen regionalen Schwerpunkt dieser Entwicklungen bilden dabei 

Stadtteile bzw. Straßenzüge einiger Ruhrgebietsstädte. Betroffen 

sind darüber hinaus auch weitere Städte in nrw.

Respektlosigkeit und gewalteskalation

Die drei gerade geschilderten Ereignisse haben in den Medien, der 

Öffentlichkeit und der Politik intensive Diskussionen über – aus 

kriminalistischer Sicht – besonders belastete Gebiete und den in 

diesen Räumen ansässigen ethnisch abgeschotteten Subkultu-

ren in Gang gesetzt. In den betroffenen Gebieten ist eine erheb-

liche Kriminalitätsbelastung im Bereich der Drogen-, der Gewalt- 

und allgemein der Straßenkriminalität festzustellen. Polizeiliche 

Lagebilder und Analysen machen zudem deutlich, dass in Berei-

chen verschiedener Städte in nrw größere Personengruppen mit 

Migrationshintergrund die ursprünglich ortsansässige Bevölke-

rung durch aggressives Auftreten, durch Ordnungsstörungen und 

Straftaten einschüchtern und die Straßen für sich reklamieren. 

In diesem Zusammenhang berichten Polizeibeamte über offen-

kundige Feindseligkeiten ihnen und Mitarbeitern der Ordnungsbe-

hörden gegenüber. Diese äußern sich in einer hohen und unmittel-

bar geäußerten Aggressivität, Respektlosigkeit und in Gewaltes-

kalationen mit dem Ziel, polizeiliche Maßnahmen zu beeinflussen 

oder zu unterbinden.

Dieses Verhalten entspricht besonders dem Selbstverständnis 

der jüngeren Generation der Projektzielgruppen, die überpropor-

tional aktiv und im Kontakt mit behördlichen Institutionen beson-

ders problematisch sind.

Im fokus: »echte« libanesen und mhallamiye

Bei den auffälligen Personengruppen, die sich in der Regel über 

die Ethnie sowie die Zugehörigkeit zu einem Familienverbund 

definieren, handelt es sich sehr oft um Angehörige der aus der 

Türkei bzw. dem Libanon stammenden Bevölkerungsgruppe der 

Mhallamiye sowie um Personen libanesischer Herkunft. Das lässt 

sich auch als Ergebnis verschiedener polizeilicher Auswertungs-

projekte empirisch belegen. keeas konzentriert sich deswegen 

auf diese Gruppen. Deren über Generationen angewendete Ver-

haltensmuster haben seit der Flüchtlingsbewegung der 1980er-

Jahre auch in nrw zu Ghettoisierungen und Kriminalitätsbrenn-

punkten geführt. Inzwischen sind selbst Einschüchterungsversu-

che behördlicher Institutionen und Beeinflussungen von Zeugen 

bei Gerichtsverhandlungen festzustellen.  >
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euunterstützung und zahlreiche Projektpartner

Im Mai 2016 stellte das lka nrw einen Antrag auf Gewährung 

einer Zuwendung aus dem »Inneren Sicherheitsfonds, Teilbereich 

Sicherheit« der eu-Fondsverwaltung (Internal Security Funds). 

Von dem Geld werden Ausrüstungsgegenstände angeschafft, die 

man für die Verbesserung der polizeilichen Aufgabenwahrneh-

mung an Kriminalitäts- und Einsatzbrennpunkten benötigt und 

es werden die projektbezogenen Personalkosten teilfinanziert.

Im Oktober 2016 wurde der Antrag genehmigt, sodass Anfang 

November 2016 mit der Umsetzung der geplanten Maßnahmen 

begonnen werden konnte. 

Als Partner nehmen das Bundeskriminalamt, die Bundes-

polizei, das Zollkriminalamt/Zollfahndungsamt Essen sowie die 

 Polizei Bremen und das Landeskriminalamt Niedersachsen am 

Projekt keeas teil. 

Da es in Dänemark, in Schweden und zum Teil auch in Belgien 

ähnliche Probleme mit libanesischen Familienclans gibt, wurden 

über Europol bereits erste Gespräche zur Zusammenarbeit mit 

den Polizeien dieser Länder geführt.

Auftaktveranstaltung mit zahlreichen gästen

Eine Auftaktveranstaltung im lka nrw markierte Ende Novem-

ber 2016 den sichtbaren Beginn des auf zwei Jahre angelegten 

 Projekts, das seitens des lka nrw verantwortet und im Dezernat 

14 (astok) geführt wird. 

Dabei erläuterte der Rechts- und Islamwissenschafter Prof. 

Mathias Rohe von der Universität Nürnberg-Erlangen nicht 

nur die historischen sozial-gesellschaftlichen Hintergründe zu 

den Projektzielgruppen, sondern auch deren heutiges, immer 

noch traditionell-geprägtes Verhalten. Er sprach Gründe der 

Kriminalitätsentwicklung an und unterbreitete Vorschläge für 

Gegenmaßnahmen.

Charlotte Opresnik, Vorsitzende Richterin des Landgerichts 

(lg) Stade, schilderte neben justiziellen Aspekten wie rechtlichen 

Schranken und Verfahrenshemmnissen insbesondere ihre mitun-

ter leidvolle, unmittelbare persönliche Betroffenheit durch mas-

sive Bedrohungen seitens Zielgruppenangehöriger.

Christian Kromberg, Beigeordneter der Stadt Essen und Ver-

waltungsvorstand des dortigen Geschäftsbereiches »Allgemeine 

Verwaltung, Recht, öffentliche Sicherheit und Ordnung«, brachte 

die kommunalpolitische Bedeutung des Projektthemas und zum 

Teil erschreckende Erfahrungsberichte aus dem Bereich der Ord-

nungsämter und Ausländerbehörden mit ihrer schwierigen Arbeit 

in Bezug auf die Zielgruppen ein. 
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vier handlungsfelder  
von »keeas«

Operative erkenntnisse zur ermittlungsunterstützung 

und vorbeugenden kriminalitätsbekämpfung 

Dazu werden in den Kriminalhauptstellen (KHSt) in nrw, 

aber auch von den Projektpartnern, Informationen zur 

 kriminalistischen Relevanz der Zielgruppen erhoben. 

Operativ verwertbare Informationen werden in einer 

Datenbank (case nrw) zusammengeführt. Die Infor-

mationsgewinnung wird u. a. gefördert durch den vom 

Projekt budget finanzierten und den KHSt im nächsten  

Schritt zur Verfügung gestellten Einsatzmitteln wie 

Kennzeichen scanner und mobile Fast-id-Systeme. 

 Visualisierung der lagedarstellung und bewertung 

Das lka nrw wird raumbezogene Analysen unter Ein-

satz eines Geo-Informationssystems (gis-Anwendung 

zur brennpunktorientierten Lagedarstellung und Ermitt-

lungsunterstützung) durchführen. Die Maßnahmen 

 erfolgen in enger Kooperation mit den betroffenen KHSt 

und haben sowohl eine präventive (Lagebilderstellung) 

als auch repressive (verbesserte Kriminalitätsbekämp-

fung) Ausrichtung. 

erarbeitung von Handlungsempfehlungen im sinn   

eines »BestPractice«Ansatzes

Im Anschluss an eine bereits erfolgte Literaturrecherche  

sowohl zur Ethnie als auch zur Bedeutung urbaner 

Räume im Kontext abweichenden Verhaltens (Krimina-

lität, Sozialverhalten, Gewaltausübung) werden Work-

shops und Experteninterviews in den beteiligten KHSt, 

Ländern und Staaten stattfinden.

Verbesserung der kenntnisse und kompetenzen in 

der polizeilichen gefahrenabwehr, Prävention und 

kriminalitätsbekämpfung 

Dies umfasst die Konzeptionierung von Fortbildungs-

maßnahmen, Informations- und Präventionsmedien, 

eines mehrsprachigen Ergebnisberichtes sowie die 

Durchführung nationaler und internationaler Bespre-

chungen und Konferenzen.

Geplante Maßnahmen für die ersten Wochen des  Jahres 

2017 sind u. a.:

 > ein Workshop mit Vertretern des Bereichs »Allgemeine 

Kriminalitätsbekämpfung« aus den Kreispolizeibehör-

den (kpb), die intensiv mit der Bearbeitung von Sach-

verhalten/Verfahren in Zusammenhang mit libanesi-

schen Familienclans befasst sind

 > Workshops/Treffen mit ausgewählten kpb-Vertretern 

zur Erörterung der geplanten Durchführung von Daten-

erhebungen und -transfers in die Datenbank case nrw,

 > ein Workshop mit Angehörigen der Justiz oder ggf. 

Einzelbefragungen

 > Treffen mit den Projektpartnern zur weiteren Ausschär-

fung und Durchführung von Unterstützungsleistungen

 > diverse weitere Erfahrungsaustausche mit Angehöri-

gen relevanter Institutionen (u. a. kommunale / wissen-

schaftliche Einrichtungen)

Perspektiven nach keeasProjektende

Klar ist, dass dieses polizeiliche Projekt nicht die mit den in Rede 

stehenden ethnischen Gruppierungen verbundene transnatio-

nale Gesamtproblematik wird lösen können. keeas konzentriert 

sich daher auf den polizeilich beeinflussbaren Teil und wird ggf. 

Anstöße auch in externe Bereiche setzen.

Da jedoch vermutlich die Mehrheit der in nrw ansässigen 

Angehörigen der Problemgruppen weder ganz allgemein noch 

durch mögliche Auswirkungen des Projekts im positiven Sinne 

erreichbar sein wird, geschweige denn die Mehrheit dieser Men-

schen in Deutschland, erscheinen langfristig tragfähige Lösungen 

schwierig; »die Libansen« lassen sich weder alle vollständig integ-

rieren noch abschieben. 

Mit delinquentem und/oder besonders aggressivem Verhalten 

als oftmals erlebtem »Erfolgsmodell« für diese Gruppen wird sich 

die Polizei nicht nur in nrw deshalb auch zukünftig verstärkt aus-

einandersetzen müssen.  /// Frank Mückenhausen, lka nrw
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einzigartig und nachweislich erfolgreich  
Die Projekte »Kurve kriegen« und »klarkommen!«  
sind seit Anfang Oktober 2016 an die neu 
 geschaffene »Stabsstelle Prävention Jugend-
kriminalität« (spj) angebunden

Für das Projektteam um Ministerialdiri-

gent Martin Bornträger markiert der orga-

nisatorische Wechsel einen wichtigen Mei-

lenstein auf dem Weg zur Verstetigung 

der erfolgreichen nrw-Initiativen »Kurve 

kriegen« und »klarkommen!«. Die damit 

in Kraft tretenden organisatorischen und 

personellen Veränderungen setzen ein 

deutliches Signal für die langfristige Per-

spektive und Wertschätzung dieser krimi-

nalpräventiven Ansätze.

A
us dem »Projekt Prävention 

Jugendkriminalität«, das bislang 

organisatorisch an das Minister-

büro angebunden war, wurde die »Stabs-

stelle Prävention Jugendkriminalität« 

(spj). Sie ist nun an die Abteilung 4 des 

Ministeriums für Inneres und Kommuna-

les nrw angebunden. Dort untersteht sie 

in der Gruppe 42 unmittelbar dem Landes-

kriminaldirektor Dieter Schürmann. Die 

Stabsstelle erhält damit eine prominente 

Stellung als fester Bestandteil im Organi-

sationsgefüge der Polizeiabteilung.

lange Projektphase abgeschlossen

Seit 2011 war »Kurve kriegen« ein Pilotpro-

jekt – fünf Jahre lang. Das ist ungewöhn-

lich. Im Falle von »Kurve kriegen« war dies 

aber aufgrund der umfangreichen und 

mehrstufigen wissenschaftlichen Evalu-

ation durch die Christian-Albrechts-Uni-

versität zu Kiel und durch die Prognos ag 

durchaus notwendig: »Diese lange Phase 

haben wir ganz bewusst in Kauf genom-

men, um valide feststellen zu lassen, ob 

»Kurve kriegen« wirkt und unsere Annah-

men in Bezug auf die Verhinderung von 

Intensivtäter-Karrieren stimmen«, so Lan-

deskriminaldirektor Dieter Schürmann.

kriminaldirektor (kd) Jörg k. unkrig 

 leitet die stabsstelle

Neben den organisatorischen Verände-

rungen gibt es auch einen Führungswech-

sel. Anfang Oktober 2016 gab Ministerial-

dirigent Bornträger den Staffelstab an kd 

Jörg k. Unkrig weiter, seinen bisherigen 

Vertreter. 

»Die Überführung von einem befriste-

ten Vorhaben, der Pilotierung und der Zeit 

des Ausprobierens zu einem geordneten 

und festen Bestandteil der Polizei und der 

kriminalpräventiven Arbeit ist das Ergeb-

nis vieler Jahre intensiver Projektarbeit – 

hier im mik und draußen in den Behörden«, 

so Unkrig.

»kurve kriegen« und »klarkommen!« – 

eine erfolgsgeschichte

Die »Projektgruppe Prävention Jugend-

kriminalität« (ppj) des Ministeriums für 

Inneres und Kommunales nrw hat die 

 kriminalpräventiven Projekte »Kurve krie-

gen« im Jahr 2011 und anschließend 

 »klarkommen!« im Jahr 2013 aus der Taufe 

gehoben, ihnen Konturen verliehen und sie 

zusammen mit den Kolleginnen und Kol-

legen in den Modellbehörden zu erfolg-

reichen, wirtschaftlichen und wirksamen 

Initiativen aufgebaut. Das war ein inno-

vativer, aber auch zeitaufwendiger und 

manchmal steiniger Weg mit dem Ziel, die 

 Kriminalprävention im Bereich der Verhin-

derung von Intensivtäter-Karrieren und 

der zuwanderungsbeeinflussten Jugend-

kriminalität neu aufzusetzen. 

Dieter Schürmann, Landeskriminaldirektor
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»form follows 
function«

Als die Überführung der Projekt-

gruppe in die Alltagsorganisation 

anstand, war es mir ein besonderes 

An liegen, sie als Stabsdienststelle 

und damit herausgehobene Orga-

nisationseinheit hier anzugliedern. 

Die Arbeit der damit befassten Kol-

leginnen und Kollegen hat einen 

sehr hohen Stellenwert. Die Initi-

ativen sind als solche ein zigartig 

und nachweislich erfolgreich. Wirk-

same Prävention und konsequente 

Strafverfolgung sind – wie auch 

der Opferschutz – tragende Säulen 

unserer Polizeiarbeit.

/// Landeskriminaldirektor Dieter 

Schürmann

»kurve kriegen« – 
dem leben eine neue 
richtung geben

Allein bis zu seinem 25. Lebensjahr 

werden durchschnittlich 100 Men-

schen Opfer eines Intensivtäters. 

Sie werden verprügelt, beraubt 

oder anderweitig geschädigt. Dar-

über hinaus verursacht ein solcher 

Täter etwa 1,7 Mio. Euro an sozialen 

Folgekosten für die Gesellschaft. 

»Kurve kriegen« verhindert sol-

che Entwicklungen frühzeitig, wie 

Studien zur Wirksamkeit des Pro-

gramms belegen konnten. Eine 

Vielzahl von Opfern wird verhin-

dert, den jungen Delinquenten 

wird eine neue Perspektive eröff-

net und darüber hinaus arbeitet 

die nrw-Initiative überaus wirt-

schaftlich. Jeder aufgewandte Euro 

spart bis zu zehn Euro an sozialen 

Folgekosten.

Die »Streife« berichtete zum 

Thema »Kurve kriegen« bereits 

ausführlich in Ausgabe 8/9 2016.

Infos zur Initiative finden Sie unter  

www.kurvekriegen.nrw.de

»klarkommen!« 
– chancen 
bieten durch 
prävention 
vor ort

Um Straftaten junger Zuwande-

rer und damit Opfer zu verhindern, 

muss ein spezifischer und wir-

kungsvoller Zugang zu dieser Ziel-

gruppe gefunden werden. Hierfür  

setzt »klarkommen!« auf eine kul-

tursensible Heran gehensweise. 

Korrelierende Migrationshinter-

gründe und -kenntnisse, Sprach-

kompetenzen und Kultursensibi-

lität der eingesetzten pädagogi-

schen Fachkräfte sowie ihre enge 

Zusammenarbeit mit den loka-

len Kreispolizeibehörden sind 

das Alleinstellungsmerkmal von 

»klarkommen!«.

Die nrw-Initiative wurde an den 

Pilotstandorten Dortmund, Duis-

burg und Köln durch die Zentrale 

Evaluations stelle des Landeskri-

minalamtes Nordrhein-Westfalen 

untersucht – mit zufriedenstel-

lendem Ergebnis: Die Zielgruppen 

werden gut erreicht. Neben posi-

tiven Resultaten in den Bereichen 

der Bildungsbiografien und der 

Sprachförderung wird insbeson-

dere eine deutliche Abnahme von 

Straftaten attestiert.

Infos zur Initiative finden Sie  

unter www.mik.nrw.de/ 

themenaufgaben/projekt 

klarkommen.html

Die Projekte »Kurve kriegen« und »klar-

kommen!« wurden mit hervorragenden 

Ergebnissen umfassend evaluiert und 

sind in mittlerweile neunzehn beziehungs-

weise sieben Kreispolizeibehörden Nord-

rhein-Westfalens fest etabliert. Aus den 

Projekten wurden Initiativen und so ist es 

logisch und folgerichtig, dass auch die Pro-

jektgruppe ihren Projektstatus und damit 

ihren Namen und ihre organisatorische 

Anbindung verändert hat.

Die spj wird sich im Jahr 2017 dar-

auf konzentrieren, die bislang erzielten 

Erfolge zu stabilisieren. Darüber hinaus 

ist für 2018 die weitere, bedarfsorientierte 

Expansion beider nrw-Initiativen geplant.

/// Wolfgang Wendelmann, mik nrw
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viva ist da Die Polizei nrw geht mit einem  
neuen Auskunfts- und Vorgangsbearbeitungs-
system erfolgreich ins Netz

Mit der landesweiten Einführung von 

viva 2.0 am 7. Februar 2017 in der ersten 

Stufe ist dem lzpd nrw ein umfassender 

 Systemwechsel gelungen. In diesem ers-

ten Schritt löste viva 2.0 das alte polas 

nrw ab.

F
ür den Wechsel mussten insge-

samt 40 Millionen Datensätze voll-

ständig vom alten in das neue Sys-

tem transportiert werden. Dieser Vorgang 

erfolgte nahezu reibungslos: Innerhalb von 

gerade einmal vier Tagen war die Migration 

der Daten abgeschlossen. Dafür hatten 

die Mitglieder des Projekts viva im Vorfeld 

zusammen mit dem Hersteller dths (Deut-

sche Telekom Healthcare and Security 

Solutions) intensiv an den Vorbereitungen 

für den Systemwechsel gearbeitet. Dabei 

stand die Anpassung der Software an die 

Bedürfnisse der Polizei nrw im Vorder-

grund. Für die Projektbeteiligten war der 

»Go Live«-Termin zur Umstellung Anfang 

Februar natürlich ein spannendes Ereig-

nis. Lesen Sie in der nächsten Ausgabe der 

»Streife« (03/2017) dazu einen ausführli-

chen Artikel über den Start von viva in nrw. 

/// Claudia Franken, lzpd nrw
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In der Testphase wurde viva auf »Herz und Nieren« geprüft.

viva vereint mehrere Eingabe- und Abfragesysteme in einem Programm.
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Prämien für herausragendes engagement  
im Arbeits und gesundheitsschutz  
Die  Unfallkasse nrw hat die beiden Landes - 
ober behörden lzpd und lafp der  
Polizei nrw für ihr Engagement beim Arbeits-  
und Gesundheitsschutz  ausgezeichnet

Am 27. Oktober 2016 wurde in Hagen 

zum neunten Mal der Preis für Arbeits- 

und Gesundheitsschutz verliehen. Zu den 

Preisträgern gehörten sowohl das nord-

rhein-westfälische Landesamt für Zentrale 

Polizeiliche Dienste (lzpd nrw) in Duis-

burg als auch das Landesamt für Ausbil-

dung, Fortbildung und Personalangelegen-

heiten (lafp nrw) am Standort Selm. Hier 

arbeitet es sich also besonders sicher. 

I
nsgesamt wurden 41 Unternehmen für 

ihr besonderes Engagement ausge-

zeichnet, das über das gesetzlich vor-

geschriebene Maß hinausgeht. Alle Preis-

träger mussten sich dafür dem strengen 

Bewertungskatalog und der persönlichen 

Prüfung von Experten der Unfallkasse nrw 

unterziehen, die den Arbeits- und Gesund-

heitsschutz am Arbeitsplatz anhand eines 

eigenen Bewertungssystems sorgfältig 

prüfen. »Ihre Arbeit ist wichtig und deshalb 

möchten wir Sie auch so gut wir können 

unterstützen«, sagte die Geschäftsführe-

rin der Unfallkasse nrw, Gabriele Pappai.

Die Unfallkasse nrw hat für die ausge-

zeichneten Betriebe rund 520.000 Euro 

lzpd nrw Direktor Rainer Pannenbäcker mit Felicia Kress, Michael Kempchen und  Andreas 
 Nieendick aus dem Bereich Arbeitssicherheit bei der lzpd nrw nach der Preisverleihung.

Die Unfallkasse nrw hat 520.000 Euro für 
die ausgezeichneten Betriebe bereitgestellt.

bereitgestellt, die in Form von Geldprä-

mien an die 41 Sieger ausgeschüttet wer-

den. Das lafp nrw wird die Prämie für 

konkrete Maßnahmen des Arbeits- und 

Gesundheitsschutzes einsetzen. »Es sol-

len alle davon profitieren, die Beschäftig-

ten ebenso wie die Behörde«, so Michael 

Frücht, Direktor des lafp nrw. Beim lzpd 

stehen dank der Prämie zehn Dienstfahr-

räder als gesundheitsfördernde Mobilitäts-

alternative zur Verfügung. Die Preisträger 

wollen auch künftig die Standards des 

Arbeits- und Gesundheitsschutzes lang-

fristig hochhalten – das dürfte auch die 

Mitarbeiter freuen.  /// Friederike Küster, 

lzpd nrw
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Vereinbarung zur besseren zusammenarbeit 
Landes- und Bundespolizei werden in nrw noch 
enger kooperieren

Rainer Pannenbäcker, der Direktor des 

Landesamtes für Zentrale Polizeiliche 

Dienste (lzpd) nrw, und Wolfgang Wurm, 

der Präsident der Bundespolizeidirektion 

(bpold) Sankt Augustin, unterzeichneten 

Anfang Dezember 2016 eine Vereinbarung 

zur Führung und Zusammenarbeit bei der 

gemeinsamen Bewältigung von Einsätzen 

aus besonderem Anlass.

D
ie Vereinbarung enthält klare Rege-

lungen zur Führungsverantwor-

tung und Struktur bei der gemein-

samen Einsatzbewältigung – und zwar 

bei allen Einsätzen, bei denen sowohl die 

 Polizei nrw als auch die  Bundespolizei 

sachlich und örtlich zuständig sind. 

Rainer Pannenbäcker freut sich auf den 

intensiveren Austausch: »Künftig werden 

wir mehr Sicherheit in den Planentschei-

dungen bei gemeinsamen  Einsatz lagen 

haben.« 

gute Regelungen für den ernstfall

Die Vereinbarung beschreibt die Zusam-

menarbeit mit der Bundespolizei bei 

 Einsatzanlässen, wie z. B. Unfällen im 

Zusammenhang mit dem Bahnbetrieb 

(unterhalb größerer Schadensereig-

nisse/Katastrophen) Anschlägen,  Geisel - 

nahmen, Bedrohungslagen, Amoktaten 

und Ver sammlungen.

Rainer Pannenbäcker und Wolfgang Wurm bei der Unterzeichnung der Vereinbarung zur Zusammenarbeit für die gemeinsame Einsatzbewältigung von 
Bundes- und Landespolizei.

effiziente Abläufe geschaffen

Wolfgang Wurm (bpold Sankt Augustin) 

freute sich über die Einladung in die Lan-

desoberbehörde in  Duisburg zur Unter-

zeichnung des Vertrages: »Mit der Verein-

barung haben wir jetzt effiziente Abläufe 

bei gemeinsamen Sicherheitslagen fest-

gelegt und damit unsere Zusammenar-

beit auf eine neue Qualitätsstufe weiter-

entwickelt.«  Die bpold Sankt Augustin 

ist eine von neun regional zuständigen 

Bundes polizeidirektionen, und nimmt mit 

neun Bundespolizeiinspektionen und einer 

Mobilen Kontroll- und Überwachungsein-

heit die der Bundespolizei obliegenden 

Aufgaben im Land nrw wahr. /// Claudia 

Franken, lzpd nrw
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Belastbarkeit im Polizeidienst  
30-jähriges Jubiläum der  »Sozialen Ansprech-
partner« (sap) bei der Polizei nrw

In den 1990er Jahren erlebte Jörg K. Unk-

rig den Tod zweier  Kollegen und erfuhr, 

wie schwierig es sein kann, über Belastun-

gen im Polizeidienst zu sprechen. Seine 

Erfahrungen zeigen, dass der Umgang 

mit psychischen Belastungen im vertrau-

lichen Gespräch immer besser ist als sich 

zusammenzureißen.

» Soziale Ansprechpartner braucht 

kein Mensch und wir in der Polizei 

schon gar nicht!« Meine Antwort 

wäre wohl so oder ähnlich ausgefallen, 

wenn mich vor 30 Jahren jemand nach der 

Notwendigkeit von sozialen Ansprechpart-

nern in der Polizei gefragt hätte. Damals, 

auch wenn ich damit jetzt die Wortwahl 

meiner Mutter annehme, war ich 23 Jahre 

alt, junger Polizist und nahezu unbesiegbar 

– jedenfalls hielt ich mich dafür.

keine schwächen zeigen

In dieser Zeit hatte ich einen sogenannten 

»Bärenführer«. Heute verwenden wir eher 

den Begriff »Tutor«. Er wies mir den Weg 

und zeigte mir, wie ich meinem Gegenüber 

in schwierigen Situationen gegenüber-

treten musste und worauf es vor allem 

ankam: »Hart musst du sein, überlegen 

und besonders wichtig: niemals Schwä-

chen zeigen!« Ich hatte eine Dienstgruppe, 

die für mich so etwas wie eine Ersatzfami-

lie war und auf die ich zählen konnte, egal 

wie schwierig der Dienst oder der konkrete 

Einsatz auch waren. Ob Familienstreit, 

beim Unfall eingeklemmte und schwer-

verletzte Personen, Suizidenten, Bahnlei-

chen, Todesbenachrichtigungen, Wider-

stände, Kneipenschlägereien, vergewal-

tigte Frauen, Nachbarschaftsstreitereien, 

Ladendiebstahl, misshandelte oder gar 

missbrauchte Kinder, betrunkene Auto-

fahrer, renitente Fest genommene – überall 

können einem Erlebnisse widerfahren, die 

schwierig zu bewältigen sind. Aber auch 

Konflikte mit Kollegen oder Vorgesetzten, 

Ärger über die Beurteilung, Streit zu   Hause 

und Sorgen um die eigenen Kinder können 

eine große Belastung sein.

Niemand ruft die Polizei an, um zu 

sagen, dass alles in Ordnung ist. »Vielen 

Dank, Herr Wachmeister, für ihre Hilfe! 

Schön, dass es Sie gibt!« – auch ein sol-

ches Lob hören die Beamten eher sel-

ten. Privat fällt es ebenfalls schwer, über 

die Erlebnisse zu sprechen, die schon 

für einen selbst belastend und schlimm 

sind. Wir Polizisten sehen täglich in mehr 

Abgründe als viele andere Berufsgruppen.

Wer sich für das Gute einsetzt, wird 

unweigerlich dem Bösen begegnen. Und? 

Soll das Böse doch kommen, dachte ich 

früher. Wenn man jung und belastbar ist, 

mehrere Nächte hintereinander mit wenig 

Schlaf durcharbeiten kann und gute Kol-

leginnen und Kollegen hat, was soll schon 

passieren?

schweigen war nicht immer gold

Als Polizist bist du immer irgendwie ein 

bisschen die »eierlegende Wollmilchsau«. 

Mal bist du Fotograf, mal Verkehrsunfal-

laufnehmer oder Brandursachenermitt-

ler. Manchmal Lebensretter, dann wieder 

Sozialarbeiter, die »starke Schulter«, ein-

fühlsamer  Kollege, »Zu- und Anpacker«, 

ein Kämpfer für Recht und Gerechtigkeit, 

Psychologe, Trostgeber, Berichteschreiber, 

Entscheider, Ersthelfer und, und, und... 

Von allem etwas, manchmal von einer auf 

die andere Minute genau das Gegenteil. 

In allen Situationen sollst du Stärke zei-

gen, professionell handeln und Herr dei-

ner Gefühle bleiben. Nichts darf dir in den 

»Kleidern bleiben« oder »nachts über die 

Bettdecke laufen«.

In den Neunzigern erlebte ich hautnah 

mit, wie zwei Kollegen im Dienst getötet 

wurden. Als Mitarbeiter in den Bereichen 

Spurensicherung, Kriminalwache und kk 11   

ging ich mit auf Einsätze, die einen schnell 

an den Rand der Belastbarkeit bringen 

können, wenn einem die Möglichkeit fehlt, 

über dienstliche wie auch  private Prob-

leme ehrlich und offen zu sprechen. 

Drei Kollegen, die ich näher kannte, 

nahmen sich in diesen  Jahren ihr Leben. 

Bei einem blieb der Grund für den Sui-

zid völlig im Dunkeln. Kollegen und Fami-

lie waren schockiert, gerade, weil sie über-

haupt keine Anzeichen bemerkt hatten. 

Supervision oder der Einbezug eines sozi-

alen Ansprechpartners waren bei der Poli-

zei zu Beginn der Neunziger eher noch 

 verpönt. »Brauchen wir nicht, wir sind 

doch stark!«, war die  Auffassung vieler 

Vorgesetzter. »Wenn Sie das schon belas-

tet, wären Sie vielleicht besser Sozialarbei-

ter oder Pfarrer geworden, aber nicht Poli-

zist!« Dennoch gab es Kollegen, die den 

Dienst nur schafften, wenn sie ab und an 

mal einen kippen konnten. Vor oder nach, 

manchmal aber auch im Dienst. Die Prob-

leme waren in einigen Fällen zwar bekannt, 

aber nur wenige trauten sich, den Kollegen 

darauf anzusprechen und ihm damit viel-

leicht zu helfen.

»Supervision oder 

 Einbeziehen eines  sozialen 

Ansprechpartners waren 

bei der Polizei zu Beginn 

der Neunziger eher noch 

 verpönt.«  
 
Jörg K. Unkrig
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die grenzen verlaufen fließend

An diesem Punkt merkten manche nicht, 

dass der Grat zwischen professionellem 

Handeln und »Zähne zusammenbeißen« 

längst überschritten war. Dass die Grenzen 

zwischen Durchhalten und Totalausfall flie-

ßend sein können. Dass es Zeit für einen 

Sinneswandel geworden war, weil unser 

Beruf eben doch sehr belastend ist, wir 

vieles mit nach Hause nehmen und damit 

Gefahr laufen, auch unsere Partner mit zu 

belasten.

Mit meinen Erlebnissen aus 35 Dienst-

jahren bin ich eher die Regel als die Aus-

nahme. Genauso wie Kolleginnen und Kol-

legen, die einen Burnout erlitten und dafür 

von vielen nur milde belächelt wurden. 

»Weicheier«, »Simulanten« oder »Drü-

ckeberger« hörte ich mehr als einmal von 

Kollegen über Kollegen. Und dann wurden 

gerade die in persönlichen Gesprächen 

beim Bier ganz leise: »Eigentlich ziehe ich 

den Hut, dass der sich traut, das zuzuge-

ben. Mir ist auch manchmal nicht ganz 

wohl, aber mit wem kann ich darüber spre-

chen, ohne dass ich negative Konsequen-

zen zu befürchten habe?«

ein logischer schritt

Als ich im Jahr 2004 meine erste Funktion 

im Höheren Dienst übernahm, wurde mir 

schnell klar, dass auch ein Chef mal Hilfe 

braucht. Jemanden, den man bei Bedarf zu 

schwierigen Gesprächen hinzuziehen kann 

oder danach. Jemanden, der Kollegen zur 

Seite steht, wenn mal nicht alles rund läuft. 

Jemanden, der zuhört und nicht direkt ein 

paar kluge Ratschläge parat hat, »dass 

doch alles gar nicht so schlimm sei« oder 

»andere doch viel schlimmer dran seien« 

oder mit Floskeln um sich wirft wie »lie-

ber arm dran als Arm ab«. Polizeibeamte 

brauchen einen Kollegen für Kollegen. 

Jemanden, der weiß, wovon der andere da 

gerade spricht, wenn es beispielsweise um 

»Dienstliches« geht.

Einen weiteren logischen Schritt für 

mich habe ich 2012 gemacht. Ich habe 

mich im Innenministerium auf eine sap-

Stelle beworben und dann mit der drei-

jährigen Ausbildung begonnen. In der 

Polizeibehörde hätte ich es wahrschein-

lich nicht getan, da es leider immer noch 

Kollegen gibt, die der Meinung sind,   > 
Niemand sollte sich mit persönlichen Problemen im Polizeidienst alleine gelassen fühlen.
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dass Soziale Ansprechpartner in der Poli-

zei nicht notwendig oder »was für Weich-

eier« sind. Ich würde es als Realitätsverlust 

bezeichnen oder als ein Verdrängen von 

Offensichtlichem. Aber einfach  Tatsachen 

zu ignorieren und den Kopf in den Sand zu 

stecken, löst keine drängenden Probleme 

und hilft niemandem.

Rauslassen können

Inzwischen habe ich mehrere Kollegen 

aus unterschiedlichen Organisationsein-

heiten begleitet. Meist waren es kollegi-

ale Gespräche, in denen der Kollege oder 

die Kollegin sich aussprechen und von 

den eigenen Sorgen, Nöten und Proble-

men erzählen wollte. In den meisten Fällen 

führten bereits diese Gespräche zu einer 

Lösung. Was sich einfach anhört, ist häufig 

eine Herausforderung. Denn um zu einer 

akzeptablen Lösung zu gelangen, braucht 

der Klient zunächst die persönliche Ein-

sicht, um was es wirklich geht. Er oder sie 

muss verstehen, wo Ursache und Auswir-

kung des Problems liegen. Meist zusätz-

lich verbunden mit einem Perspektivwech-

sel auf die eigene, manchmal eingefahrene 

Situation und Problemlage.

sap nehmen viel last von den schultern

Die erwähnten Kollegen haben mich durch 

ihr soziales Verhalten unterstützt und 

waren da, als ich sie gebraucht habe. Für-

einander da sein, einfach zuhören, seinem 

Ärger Luft zu machen, sich auskotzen, fal-

lenlassen, Schwäche zeigen dürfen. Des-

halb finde ich – gerade in Zeiten, in denen 

die Anforderungen stetig wachsen – sol-

che Kolleginnen und Kollegen sehr wichtig. 

Dennoch sind gerade die professionellen 

sap besonders wichtig, da sie uns in dieser 

Funktion viel Last von den Schultern neh-

men können.

Viele Kolleginnen und Kollegen aus 

anderen Bereichen  (Feuerwehr, Rettungs-

dienste, Krankenhäuser, Jugendheime, 

Schulen) beneiden uns darum. Darum, 

dass sich die Polizei diese Funktion zusätz-

lich leistet, weil wir erkannt haben, wie 

wichtig dies ist. Alle Führungskräfte, die 

Verantwortung für ihre Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter übernehmen, stehen zu 

den sap in den Behörden.

In diesem Bereich bin ich in den letz-

ten 30 Jahren vom Saulus zum  Paulus 

geworden. Heute wäre auf die Frage 

»Brauchen wir soziale Ansprechpartner 

in der Polizei?« meine Antwort: »Einen 

sozialen Ansprechpartner braucht jeder 

Mensch und wir in der Polizei erst recht!«   

/// Jörg K. Unkrig, mik nrw

»Wem kann ich vertrauen, 
ohne mein Gesicht zu  
verlieren und wer hört mir 
zu, wenn ich selbst nicht  
weiter weiß?«
Jörg K. Unkrig

Rückblickend muss ich sagen, dass mich 

eigentlich schon von Beginn meiner beruf-

lichen Laufbahn an soziale Ansprechpart-

ner begleitet haben. Quasi unsichtbar und 

nicht offiziell benannt. Etwa einer meiner 

Ausbilder 1981 in Wuppertal, ein Bären-

führer 1985 im Wach- und Wechseldient 

in Remscheid, ein Sitznachbar im Stu-

dium zum gehoben Dienst 1990 in Selm-

Bork, ein Zimmernachbar 1998 im Krimi-

nalkommissariat in Wuppertal, ein Lehr-

gangskollege 2003 im Studium an der 

Polizeiführungsakademie in Münster, ein 

Führungsstellenleiter in meiner Erstfunk-

tion höherer Dienst 2005 in Plettenberg, 

ein Direktionsleiter 2008 in Wuppertal, ein 

Referatsleiter 2013 in Düsseldorf. Zudem 

begleitet mich seit 35 Jahren ein guter 

Freund und Kollege durch die Höhen und 

Tiefen meines Berufsalltages. Jeder dieser 

Kollegen war für mich wichtig und stand 

als Ansprechpartner für mich und meine 

Probleme zur Verfügung. Vielleicht habe 

ich deshalb bislang selbst noch keinen 

»echten« sap aufsuchen müssen. Wenn es 

die genannten Menschen nicht gegeben 

hätte, wäre es aber eine gute Alternative 

für mich gewesen. Letztendlich muss jeder 

selbst entscheiden, wer bei Problemen die 

richtige Person ist, wenn man den Wald vor 

lauter Bäumen nicht sieht. Wem kann ich 

vertrauen, ohne mein Gesicht zu verlieren 

und wer hört mir zu, wenn ich selbst nicht 

weiter weiß?
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»sozialer Ansprechpartner« im Alltag  
Hinter dem Begriff »Sozialer Ansprech- 
 partner« (sap) steht mehr als nur eine  
Vertrauensperson im Dienst

Wiebke Rehkopp ist Soziale Ansprechpart-

nerin in der Direktion  »Zentrale Aufgaben« 

des Polizeipräsidiums Köln. Sie erklärt, 

warum es gut und wichtig ist, wenn es im 

Polizeidienst jemanden gibt, der einem 

zuhört.

E
inem Kollegen oder einer Kolle-

gin mitteilen zu können, was einen 

bewegt, wenn man zu einem Ver-

kehrsunfall gerufen wird, bei dem Men-

schen gestorben sind, was einem nach der 

Aufnahme einer Häuslichen Gewalt durch 

den Kopf geht, was es bedeutet, mit Stei-

nen beworfen, bespuckt und beleidigt 

zu werden. Einen Gesprächspartner zu 

haben, der auch weiß, was es bedeutet, 

wenn es zu Hause kriselt, weil man aus 

dienstlichem Grund schon wieder ein-

mal ganz kurzfristig nicht zur Familien-

feier, zum Geburtstag enger Freunde, zur 

Sportveranstaltung des Kindes oder zum 

gemeinsamen Abendessen kommen kann.

Rund um die Uhr jemanden erreichen zu 

können, der einfach mal zuhört und ver-

steht, worüber gesprochen wird, der einem 

auf Augenhöhe begegnet und auch den 

Menschen hinter der Uniform wahrnimmt. 

Gehört und wahrgenommen zu werden, 

ohne eine Bewertung oder Verurteilung. 

Wege aufgezeigt zu bekommen mit dem 

Wissen, auf diesen nicht allein unterwegs 

zu sein, sondern begleitet zu werden. Den 

Raum zu haben für das, was einen bewegt, 

umtreibt und manchmal auch nicht wieder 

loslässt und wofür in der heutigen Schnell-

lebigkeit so wenig Zeit ist. Sich aufgeho-

ben fühlen können und zu wissen, dass es 

jemanden gibt, der sich Zeit nimmt für die 

 eigenen Sorgen und Probleme.

Das ist ein beruhigendes Gefühl für 

viele Kolleginnen und  Kollegen.

/// Wiebke Rehkopp, Soziale Ansprech-

partnerin, pp Köln
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eine völlig andere facette von Polizeiarbeit  
Vor 25 Jahren unterstützte Nordrhein-Westfalen 
das Land Brandenburg beim Aufbau der dortigen 
Polizeikräfte nach westdeutschem Standard

Im Zuge der Deutschen Wiedervereinigung im Jahr 1990 wur-

den Nordrhein-Westfalen und Brandenburg zu Partnerländern. 

Die Unterzeichnung des Staatsvertrages im April 1991 durch die 

damaligen Ministerpräsidenten Manfred Stolpe und Johannes Rau 

besiegelte die Zusammenarbeit beider Länder. nrw leistete in den 

Jahren nach dem Zusammenschluss der neuen und alten Bundes-

länder vielseitige Unterstützung beim Aufbau der Landesverwal-

tung in Brandenburg – bei den Finanzämtern, aber auch bei der 

Polizei. Diese Zusammenarbeit wurde mit der Jubiläumsfeier »25 

Jahre Spezialeinheiten des Landes Brandenburg« im November 

2016 exemplarisch gewürdigt.

I
n der Zeit von September 1991 bis Ende März 1992 war  Rainer 

Marenski, ehemaliger Gruppenführer und Ausbildungslei-

ter des Spezialeinsatzkommandos (sek) Düsseldorf, im Rah-

men der Aufbauhilfe an das Ministerium des Innern des Landes 

Brandenburg abgeordnet worden. Er versah seinen Dienst im Auf-

baustab des Polizeipräsidiums Potsdam und war dort primär für 

den Aufbau des sek Potsdam zuständig. Heinz Hermey ( Erster 

Polizeihauptkommissar-ephk a. d.), ehemaliger Kommandoführer 

des Mobilen Einsatzkommandos (mek) Essen, sorgte zeitgeich für 

den Aufbau des mek Potsdam. 

Polizeidirektor (pd) Jörg Barthel, der heutige Leiter der Spezi-

aleinheiten des Landes Brandenburg, lud die beiden ehemaligen 

Aufbauhelfer aus nrw nunmehr 25 Jahre nach ihrem Unterstüt-

zungseinsatz zur Jubiläumsfeier nach Potsdam ein. Zu den Fei-

erlichkeiten waren rund 200 aktive und ehemalige Angehörige 

der Spezialeinheiten sowie zahlreiche Ehrengäste erschienen. 

Die Einladung war eine überraschende Würdigung, über die sich 

 Rainer Marenski sehr gefreut hat: »Für uns ehemalige »Aufbau-

helfer« war es ein besonderes Erlebnis, nach 25 Jahren zu diesem 

feierlichen Anlass nach Potsdam zurückzukehren, an dem beein-

druckenden Festakt teilnehmen zu dürfen und sogar namentlich 

begrüßt zu werden.« 

Ausbildung im fernen wuppertal

Damals reisten 180 Polizeianwärter aus Brandenburg erstmals in 

den westlichen Teil der Bundesrepublik – in die Bundeswehrka-

serne in Wuppertal. Dort wurden sie von Kollegen aus nrw aus-

gebildet. Etwa 1.000 Polizeibedienstete des Landes Brandenburg, 

die bisher noch keine Polizeiausbildung erhalten hatten, aber der 

Polizei weiter angehören sollten, wurden in Wuppertal im Rah-

men von Vier-Monats-Kursen umgeschult. Zusätzlich erhielten 

110 brandenburgische Kollegen Fortbildungen zu Fachlehrern, 

Schießausbildern und Gruppenführern. 180 Bedienstete der Kri-

minal- und Schutzpolizei besuchten in nrw einwöchige fachli-

che Seminare und weitere 450 Polizisten aus Brandenburg nah-

men an anderen Fortbildungsveranstaltungen an der damaligen 

»Höheren Landespolizeischule« (jetzt lafp nrw) in Münster teil. 

Viele  Polizisten aus Brandenburg begleiteten ihre Kollegen in nrw 

auch als Hospitanten. 

sach und Personalunterstützung aus nrw

Die nordrhein-westfälische Polizei stellte den neuen Kollegen 

aus Brandenburg darüber hinaus zahlreiche gebrauchte Kraft-

fahrzeuge, neue Videoanlagen, Mobiltelelefone, PC’s und Fern-

seh- und Rundfunkgeräte sowie Schießausrüstung und 50.000 

Vordrucke für Verkehrsunfallaufnahmeanzeigen zur Ausgestal-

tung des Polizeidienstes nach dem Standard der Bundesrepub-

lik zur Verfügung. Aus nrw gingen damals etwa 90 Beamte und 

bis zu acht Angestellte der Polizei für mehrere Monate nach Bran-

denburg. Sie arbeiteten dort in den Aufbaustäben für die neuen 

Polizeibehörden und -einrichtungen mit, waren als Referenten im 

Innenministerium eingesetzt oder als Dozenten, Ausbilder und 

Fachlehrer in der Aus- und Fortbildung tätig.

1992 ging die Unterstützung in eine zweite Phase. Jedes Regie-

rungspräsidium in nrw erhielt ein Partner-Präsidium in Branden-

burg. Berater, Spezialisten und Referenten wurden aus nrw ent-

sandt und der Austausch von Polizeibeamten und Regierungsbe-

schäftigten wurde intensiviert. Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 

wurden unterstützt und weitere Sachmittel zur Verfügung gestellt. 

Darüber hinaus arbeiteten die nordrhein-westfälischen und bran-

denburgischen Landeskriminalämter eng zusammen.

wichtige Partnerschaft

Der brandenburgische Ministerpräsident Dietmar Woidke betonte 

anlässlich des 70-jährigen Bestehens von nrw im vergangenen 

Jahr die Bedeutung dieser Partnerschaft. Sie sei nach der Neu-

gründung Brandenburgs eine wichtige und wertvolle Hilfe gewe-

sen. Dabei wies er auf zahlreiche Parallelen in der Entwicklung 

beider Länder hin. So teilten sie eine große Bergbautradition. »Die 

Menschen in Lausitz und Ruhrpott sind sich ähnlich. Sie packen 

an und lassen sich nicht für dumm verkaufen. Auch unser gemein-

samer Einsatz gegen Fremdenfeindlichkeit hat hier einen seiner 

Ursprünge: Es zählt, dass man sich auf seine Kollegen verlassen 

kann – dabei spielt die Nationalität keine Rolle.« Ein  Zeichen der 
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aktuellen Verbundenheit: Beim Bürgerfest zum 25-jährigen Beste-

hen des Bundeslands Brandenburg im September 2016 gab es ein 

großes nrw-Zelt. Nordrhein-westfälische Wahrzeichen wie Her-

mann der Cherusker, die Wuppertaler Schwebebahn, die Zeche 

Zollverein und die sagenumwobenen Externsteine wurden bei 

einem Glas Kölsch oder Brause vorgestellt. 

Ausstellung im Potsdamer landtag

25 Jahre nach der Aufbauunterstützung der brandenburgischen 

Polizei durch Polizeidurch Kolleginnen und Kollegen aus nrw, hat 

diese ihr Jubiläum unter anderem mit einer Ausstellung im Foyer 

des neuen Landtagsgebäudes in Potsdam gewürdigt. Die Ausstel-

lung präsentierte die ganze Bandbreite polizeilicher Aufgaben – 

vom Schutz vor Kriminalität und Gewalt, der Prävention und Ver-

folgung von Straftaten sowie über die Bekämpfung von Rechts-

extremismus bis hin zur grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit. Konzipiert und umgesetzt 

wurde die Schau von der Fachhochschule 

der Polizei Brandenburg. Bei der Eröff-

nung dankte Brandenburgs Innen-

minister Karl-Heinz Schröter sei-

ner Polizei für ihre Leistungen. 

»Diese wunderbare Zeitreise 

erinnert in beeindruckender 

Weise an Jahre gemeinsamer 

Arbeit. Sie zwingt aber auch 

an der einen oder anderen 

Stelle zum Nachdenken.  Die 

Ausstellung erinnert an her-

ausragende Einsatzlagen und 

Kriminalfälle wie Hochwasserla-

gen an Oder und Elbe, die Fußball-

weltmeisterschaft oder den Mordfall 

Ulrike in Eberswalde. Sie dokumentiert 

aber auch Meilensteine wie die Entwick-

lung der Zusammenarbeit mit Polen. Es ist 

richtig und wichtig, mithilfe dieser Ausstellung die 

Vergangenheit in die Gegenwart zu holen und die Erfahrungen für 

die Zukunft zu nutzen. Denn wir müssen die Zukunft gestalten. Die 

sich ändernden internationalen und gesellschaftlichen Rahmen-

bedingungen zwingen uns dazu.«

ein kennenlernen mit Hindernissen

In einer Ausgabe der »Streife« im Jahr 1991 konnte man nachle-

sen, wie groß die Hürden für Brandenburgs Polizeikräfte anfangs 

waren, sich im neuen System der Bundesrepublik zurechtzufin-

den – fachlich wie auch zwischenmenschlich. »Die Brandenbur-

ger wurden mit einer für sie fremden Umwelt, einer neuen Gesell-

schaftsordnung und einem umfangreichen Lehrstoff konfrontiert. 

Es galt Vorurteile abzubauen und innere Widerstände zu überwin-

den.« Das war nicht immer Jedem und sofort möglich: »Der Auf-

bau eines Vertrauensverhältnisses gelang aber durch Hilfestellun-

gen bei den vielfältigen persönlichen Problemen«. Man lernte sich 

auch außerhalb der Dienstzeit nach und nach besser kennen. Die 

»Streife« berichtete 1991 über »gemeinsame Freizeitaktivitäten, 

von Besuchen von Bundesligaspielen bis zu Fahrten durch das 

Bergische Land«. Das positive Fazit nach Ende des ersten Aus-

bildungsjahrgangs lautete: »Unbürokratisches, schnelles Han-

deln von Institutionen, Vereinen und Fachleuten erleichterten den 

dienstlichen Tagesablauf und die Freizeitgestaltung. Willenskraft, 

Durchhaltevermögen und Leistungsbereitschaft halfen, den ver-

mittelten Stoff zu »verdauen«.«

ein großer schritt nach vorne

Seit der Polizeistrukturreform im Jahr 2011 gehören die Spe-

zialeinheiten der Brandenburger Polizei zur Direktion »Beson-

dere Dienste« im Ministerium des Innern und für Kommuna-

les des Landes Brandenburg. Zu den Spezialeinheiten gehören 

das sek und das mek sowie die Bereiche Einsatz-

technik (Technische Einsatzgruppe, Tele-

kommunikationsüberwachung, Mobil-

funkaufklärung), Spezialkräfte (Ver-

handlungsgruppe, Zielfahndung, 

Zeugenschutz) sowie der Perso-

nenschutz. Insgesamt sind der-

zeit 184 Polizeibeamte bei den 

Spezialeinheiten beschäftigt.

Inzwischen unterstützen 

die Kollegen aus Brandenburg 

ihrerseits die Polizei nrw bei 

besonderen Einsatzlagen, so 

auch das erste Mal im Jahr 

1993 nach dem Brandanschlag 

von Solingen oder beim Besuch 

des Papstes Johannes Paul II. im 

Jahr 2005 in Köln. Auch durch die 

große Unterstützung der nordrhein-

westfälischen Polizei kann Brandenburgs 

Innenminister Schröter heute stolz auf seine 

Spezialeieinheiten sein: »Angehörige der Spezi-

aleinheiten stellen sich freiwillig schwierigsten Aufgaben und 

gefährlichen Situationen. Niemand kann sie zu einem solchen 

Dienst verpflichten. Umso mehr steht ihnen Respekt und Aner-

kennung zu. Tagtäglich beweisen die Spezialeinheiten eine hohe 

Professionalität und Leistungsfähigkeit. Ich habe sehr großes Ver-

trauen in diese speziell geschulten und trainierten Polizisten. Wie 

die gesamte Polizei, stellen sich auch die Spezialeinheiten auf die 

veränderte internationale Sicherheitslage ein. Durch die Anpas-

sung der Aus- und Fortbildungsinhalte, der Erweiterung takti-

scher Handlungskonzepte und die bessere Ausstattung mit Waf-

fen und Technik leisten sie einen wichtigen Beitrag für die Innere 

Sicherheit.«  /// Walter Liedtke
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die spannendste zeit ihres Berufslebens
Rainer Marenski und Heinz Hermey berichten 
von ihrer Abordnung nach Brandenburg in den 
Jahren 1991/92 

Sie kamen, um die brandenburgischen Kollegen beim Aufbau der 

dortigen Spezialeinheiten (sek und mek) zu unterstützen. Vor 

Ort machten sie dann die meiste Zeit jedoch etwas ganz Anderes. 

Rainer Marenski und Heinz Hermey erinnern sich zusammen im 

Gespräch mit der »Streife« an die wohl ungewöhnlichste Zeit ih-

res Berufslebens.

streife: wie ging es im winter 1991/92 eigentlich los mit dem 

Aufbau des Polizeipräsidiums Potsdam?

Hermey: Ich bekam damals zunächst eine Abordnung für einen 

Zeitraum von zwei bis drei Wochen. Da sagte meine Frau schon: 

»Das glaubst Du doch selbst nicht, dass Du nach drei Wochen wie-

der da bist!« Sie behielt Recht. Insgesamt wurden es dann sieben 

Monate. Wir kamen Anfang September 1991 nach Potsdam. Bis 

zum 1. November 1991 sollte die Struktur des Polizeipräsidiums 

Potsdam bereits im Wesentlichen stehen. Die angesetzten acht 

Wochen erschienen uns doch sehr kurz bemessen.

marenski: Der Aufbaustab für das Polizeipräsidium Potsdam 

bestand aus fünf oder sechs Polizeibeamten aus nrw sowie ei-

nem Polizeibeamten aus Bremen. Einige davon waren bereits vor-

ab für Führungsfunktionen im neuen Polizeipräsidium Potsdam 

 vorgesehen; mehr waren das ja gar nicht. Wir haben damals vor 

allem die Auswahlverfahren für die zu besetzenden Stellen im Ge-

hobenen Dienst im Polizeipräsidium Potsdam vorbereitet. Unsere 

Aufgabe war es, innerhalb kürzester Zeit alle Funktionen des Ge-

hobenen Dienstes neu zu besetzen. Uns lagen Hunderte von Be-

werbungen aus dem ganzen Land vor. Viele bewarben sich auch 

gleich für mehrere Funktionen oder auch in mehreren Präsidien. 

Einen Abgleich oder Datenaustausch mit den anderen Aufbau-

stäben gab es dabei grundsätzlich nicht. Dadurch sind wir erst-

mal von unserem eigentlichen Auftrag, die Spezialeinheiten auf-

zubauen, doch etwas abgekommen.

Hermey: Es war Pionierarbeit. Wir konnten sehr viel selbst ge-

stalten. In der Nähe des Polizeipräsidiums und des Innenminis-

teriums gab es eine kleine Kneipe namens »Froschkasten«. Die 

Kneipe war ein interessanter Treffpunkt und eine willkomme-

ne Abwechslung nach den teilweise sehr langen Schichten. Dort 

 haben wir abends oft zusammengesessen und kleine Probleme 

gelöst. So habe ich etwa von einem auf den anderen Tag die Ge-

nehmigung zur Beschaffung von drei pcs aus dem Innenministe-

rium bekommen, um die Auswahlverfahren pc-gestützt vorberei-

ten zu können.

Rainer Marenski
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marenski: Wir mussten uns schnell einarbeiten, auch in die da-

malige Organisationsstruktur der Volkspolizei. Zu Beginn unserer 

Abordnung gab es ja noch das Volkspolizeikreisamt Potsdam. Die 

Polizei der ddr hatte zu dieser Zeit auch noch ihre eigene Spra-

che mit vielen internen Abkürzungen. Wir mussten uns also erst-

mal damit auseinandersetzen, um die Personalakten auch rich-

tig bewerten zu können. Ich habe mir unter anderem von einem 

Mitarbeiter ein Heft mit sämtlichen Abkürzungen zusammenstel-

len lassen.

streife: Nach welchen kriterien wurden damals die Bewerber 

ausgesucht?

marenski: Es gab je einen Aufbaustab für die sechs entstehen-

den Polizeipräsidien in Brandenburg, nämlich die Polizeipräsidi-

en Potsdam, Cottbus, Oranienburg, Eberswalde-Finow, Frankfurt 

(Oder) sowie das Präsidium der Wasserschutzpolizei. Obwohl 

in gemeinsamen Besprechungen einheitliche Standards für die 

Auswahlverfahren festgelegt worden waren, blieb einiges davon 

nur gute Absicht. Nehmen wir zum Beispiel die ehemaligen Ob-

servationskräfte: Auf der einen Seite gab es Pragmatiker, die der 

Meinung waren, dass die Leute, die in der Vergangenheit gut ob-

serviert haben, auch in Zukunft gute Arbeit leisten werden. An-

dererseits gab es aber auch den moralischen Aspekt, ob und wie 

weit es vertretbar sei, wenn Kräfte weiterbeschäftigt werden, de-

ren Maßnahmen in der Vergangenheit u.a. darauf angelegt waren, 

ddr- Bürger im Zusammenhang mit einer Republikflucht in den 

Stasi-Knast nach Hohenschönhausen zu bringen. Dürfen solche 

Beamte in einer rechtsstaatlichen Polizei in einem nunmehr de-

mokratischen Brandenburg weiterarbeiten? Und sollen die Be-

troffenen dann auch weiter im Gehobenen Dienst, womöglich in 

einer Führungsposition, oder in einer Spezialeinheit Verwendung 

finden? Bei dieser Fragestellung gab es durchaus unterschiedli-

che Auffassungen und manchmal war es ein richtiger Spagat. Zu 

Beginn der Abordnung hätten wir nicht gedacht, dass diese politi-

schen Komponenten noch derart unsere Aufgabenwahrnehmung 

beeinflussen würden.

streife: wie sind sie in Potsdam mit den vorbelasteten 

 Polizeikräften umgegangen?

marenski: Das erkläre ich Ihnen gerne am Beispiel der Obser-

vationskräfte. Wer erst seit relativ kurzer Zeit in dieser Funktion 

tätig war, durfte bleiben und nach überprüfter Eignung auch in 

den Spezialeinheiten Dienst versehen. Wer aber schon einige Jah-

re in dieser Einheit tätig war, bei dem sind wir davon ausgegan-

gen, dass eine Weiterbeschäftigung in einer Spezialeinheit gesell-

schaftlich nicht zumutbar war. Für die Betroffenen gab es dann 

die Möglichkeit, ihre Arbeit weiter im allgemeinen Polizeivollzugs-

dienst zu verrichten. Der Höhere Dienst der Volkspolizei mit Funk-

tionen ab Oberst (vergleichbar Polizeidirektor) wurde generell 

nicht mehr weiterverwendet und ist in den vorzeitigen Ruhestand 

versetzt worden. Alle, die in der alten Organisation in einer dem 

Gehobenen Dienst vergleichbaren Position waren, mussten sich 

neu auf entsprechende Stellen bewerben.

streife: Vor welchen Herausforderungen standen sie denn bei 

den Beurteilungen?

marenski: Laut Einigungsvertrag durften alle ddr-Polizeibeam-

ten Einsicht in ihre Personalakten nehmen. Diese Möglichkeit 

wurde von vielen wahrgenommen und in diesem Zuge wurden 

Passagen geschwärzt oder Seiten entfernt, die sie möglicherwei-

se hätten belasten können. Das machte es uns sehr schwer, die 

richtige Auswahl zu treffen. Da gab es zum Beispiel auch Beam-

te, die innerhalb der Volkspolizei mit der Stasi zusammengearbei-

tet haben. Wir wollten natürlich nicht, dass diese Bewerber in den 

Gehobenen Dienst der neuen Polizei übernommen werden.

Hermey: Auch beim mek hatte man mit politisch vorbelasteten 

Personen Probleme. 1992 startete unter meiner Leitung zunächst 

ein mek-Lehrgang mit einer Gruppenstärke von 28 Bewerbern. 

Plötzlich bekam ich eine Namensliste aus dem Polizeipräsidium 

Potsdam, auf der einige Teilnehmende aufgeführt waren, die ab 

sofort nicht mehr in der Observationsgruppe mitarbeiten durf-

ten. Ich habe mit denen Gespräche geführt. Sie sagten, sie  hätten 

lediglich Observationsergebnisse an Dienststellen geliefert, die 

dann aber für die Stasi bestimmt gewesen seien; sie wüssten nicht 

von den Hintergründen. Teilweise haben dieselben  Personen aber 

potenzielle Republikflüchtlinge bespitzelt.  Detlev von Schwerin, 

der Sohn eines ns-Widerstandskämpfers, war von 1991 bis 2005 

der erste Polizeipräsident in Potsdam. Er hat  darauf  gedrungen, 

dass solche Leute den Polizeidienst  verlassen müssen.  >

Heinz Hermey
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streife: für die Polizisten in Brandenburg änderte sich 

 damals alles...

marenski: Die Polizei in der ddr wurde vergleichsweise gut be-

zahlt und vermutlich auch gefürchtet. Sie hatte zum Beispiel spe-

zielle Ferienheime und war untereinander eng vernetzt, insbeson-

dere auch im privaten Bereich. Das war eine ziemlich abgegrenzte 

Truppe, aber innerhalb dieses Rahmens hatte es sich die ddr-Poli-

zei schon gemütlich gemacht. Durch die Wende gingen dann doch 

diverse Privilegien verloren. Auch das Studium der Personalakten 

war aufschlussreich. Äußerungen wie: »Ich habe zwar Verwandt-

schaft im Westen, ich lehne aber jeden Kontakt strikt ab«, waren 

keine Seltenheit. Das fand ich eigenartig, insbesondere wenn es 

sich bei der Verwandtschaft um die eigene Mutter gehandelt hat. 

Diese Aussage war aber für den Bediensteten äußerst wichtig, 

denn Westkontakt war für  Polizisten in der ddr streng untersagt.

streife: und es traf nicht nur die führungskräfte?

Hermey: Nein. Erstmal wurde der Polizei nach der Wende stark 

das Gehalt gekürzt. Auch wurden Außenstandorte der meks, etwa 

in Cottbus, geschlossen.

marenski: Im alten Polizeisystem hatten alle ihren Dienstgrad: 

Die Sekretärinnen, die Betriebsfeuerwehr und so weiter. Es gab 

eine große Zahl von Mitarbeitern, die zwar einen Dienstgrad 

 hatten, aber keine Polizeivollzugskräfte waren. Es musste damals 

auf sehr vielen Ebenen gleichzeitig gearbeitet und umstrukturiert 

werden.

streife: Haben die Polizisten in Brandenburg diesen wechsel 

gutgeheißen?

Hermey: Einige Polizeibedienstete haben uns sehr engagiert 

 unterstützt. Eine andere Gruppe hat sich erstmal abwartend 

 verhalten.

marenski: Es war menschlich nicht einfach. Wir haben uns selbst 

gefragt, wie wir uns verhalten hätten oder was wir empfinden 

würden, wenn sich unsere gewohnte Ordnung innerhalb kürzes-

ter Zeit auflöst und uns eine neue vorgegeben wird? Wir wollten 

dort vor allem nicht mit einer Siegermentalität auftreten, son-

dern menschlich und verständnisvoll bleiben und handeln.

streife: unter welchen persönlichen umständen haben sie 

diese zeit erlebt?

marenski: Es war schon abenteuerlich. Ich habe in dieser Zeit 

sechs Mal das Quartier gewechselt. Zuerst bin ich in einem einfa-

chen Bauarbeiterwohnheim mit interessanten sanitären Einrich-

tungen gelandet. Aber das war nicht schlimm. Durch die Freude 

an der Arbeit traten die Begleitumstände völlig in den Hinter-

grund. Wenn man eine solche Aufgabe übernimmt, fallen all die 

anderen Dinge, wie z.B. eine schlechte Unterbringung nicht mehr 

so ins Gewicht. Oder Heimfahrten über die noch nicht ausgebau-

te A2 am Freitagnachmittag, die auch mal acht bis zehn Stunden 

dauern konnten, um dann montags gegen vier Uhr in der Früh 

nach Potsdam zurückzukehren.

Die beiden Polizisten haben den Kontakt seit ihrer Abordnung nach Brandenburg bis heute gehalten.
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Hermey: Ich hatte einen Dienstwagen, einen Daimler 260E mit 

Autotelefon, um vor Ort im Rahmen des Aufbaus der Spezial-

einheiten flexibel zu sein; sich damit aber an den wenigen 

 Tankstellen in Potsdam in die Reihe der Trabis einzuordnen, das 

war schon speziell.

marenski: Das Telefonieren war ein auch Problem. Innerhalb der 

ehemaligen ddr hat das Telefonnetz schon einigermaßen funktio-

niert, aber die Verbindungen in den Westen waren schlecht. Heinz 

Hermey hatte ja sein Autotelefon, aber ich bin abends auch schon 

mal über die Glienicker Brücke nach West-Berlin gefahren, um 

von der ersten öffentlichen Telefonzelle nach Hause telefonieren 

zu können. Die Kommunikationsverbindungen zwischen Ost und 

West befanden sich zu dieser Zeit noch im Aufbau.

streife: Haben sie je mit dem gedanken gespielt, ganz nach 

Potsdam zu wechseln?

marenski: Es gab sicher entsprechende Überlegungen oder 

auch Angebote. Heinz Hermey wurde beispielweise angeboten in 

Brandenburg zu bleiben. Er hätte dort sicher eine attraktive Füh-

rungsposition übernehmen können. Aber letztlich kam es nicht 

zu einem Wechsel, weil man uns nach der Aufbauphase auch 

 eigentlich nicht mehr gebraucht hat. Außerdem hätten wir so 

den Brandenburger Kollegen ihre Stellen weggenommen. Im In-

nenministerium mag das vielleicht auch Sinn gemacht haben, da 

dort die Polizei strategisch ausgerichtet wurde. So kamen der da-

malige Inspekteur der Polizei sowie auch der Einsatzreferent und 

der Personalreferent aus nrw. Aber für die unmittelbare Arbeit 

vor Ort brauchte man grundsätzlich keine »Wessis«. In Einzelfäl-

len gab es in Brandenburg aber durchaus höhere Führungsfunkti-

onen in den Polizeipräsidien, die von Polizeibeamten aus nrw be-

kleidet wurden.

streife: wie lautet ihr persönliches fazit nach nunmehr  

25 Jahren?

marenski: Ich habe in den letzten Tagen meiner siebenmonatigen 

Abordnung nach Potsdam meine spätere Frau kennengelernt.  Sie 

ist dann 1993 mit mir nach Nordrhein-Westfalen gezogen. Das war 

für mich persönlich im Nachhinein natürlich der beste Aspekt die-

ser Abordnung nach Brandenburg.

Hermey: Ich war insgesamt 41 Dienstjahre bei der Polizei. Die Zeit 

in Brandenburg war eine der spannendsten Dienstzeiten, die ich 

je erlebt habe. Die Erfahrungen und Eindrücke waren einmalig. 

Und auch mit den damaligen Kollegen sind Freundschaften ent-

standen, die bis heute noch bestehen.  

/// Das Interview führte Walter Liedtke
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überwältigende Anteilnahme Benefizspiel  
der Deutschen Polizei-Eishockey Nationalmann-
schaft für einen guten Zweck

Als der bayerische Polizeibeamte Tom 

 Keller  von dem schweren Schicksalsschlag 

seines Kollegen Roland Dahm und dessen 

Familie erfuhr, rief er eine Benefizveran-

staltung für dessen Familie ins Leben. Am 

17. Dezember 2016 spielte die Deutsche 

Polizei-Eishockey Nationalmannschaft da-

rauf hin in Freising gegen das Team der 

Schweizer Polizei. Es wurden Spenden in 

Höhe von 3.400 Euro gesammelt.

K
urz nach der Geburt ihres zweiten 

Kindes erlitt Andrea Dahm infolge 

von unerwarteten Komplikationen 

einen Herzstillstand und eine Lungenem-

bolie. Roland Dahm musste drei Monate 

um seine auf der Intensivstation liegende 

Ehefrau bangen. Zudem hatte er neben 

seiner Arbeit beim Bayerischen Landes-

kriminalamt die alleinige Verantwortung 

für die Versorgung der beiden Kinder zu 

schultern. Glücklicherweise konnte  Andrea 

Dahm den lebensbedrohlichen Kampf 

gewinnen, musste jedoch einen hohen 

Preis dafür zahlen. Aufgrund einer lan-

gen Unterversorgung wurden der zweifa-

chen Mutter beide Hände und beide Füße 

amputiert. Ein schwerer Schicksalsschlag, 

der das Leben der jungen Familie schlagar-

tig und dauerhaft verändern sollte.

großzügige spenden zur unterstützung

Um die Familie Dahm in diesen schwierigen 

Zeiten zu unterstützen, kam Tom  Keller 

die Idee mit dem Benefizspiel. Als Trai-

ner des Polizei-Eishockeyteams wandte 

er sich an seine Mannschaft, die kurz ent-

schlossen in die Planung für ein Wohltä-

tigkeitsspiel einstieg. Auch die Schweizer 

Kantonspolizei Zürich bestätigte direkt 

nach der Anfrage ihre Teilnahme an dem 

Freundschaftsspiel zugunsten von Fami-

lie Dahm. Weiterhin sicherten auch der 

Direktor des Bayerischen Landeskrimi-

nalamtes (blka), der Polizeipräsident des 

Polizeipräsidiums Oberbayern sowie der 

Bayerische  Eissportverband und die Stadt 

Freising ihre volle Unterstützung für das 

Benefizspiel zu.

Die Vorbereitungen liefen nun zügig 

 an und am 17. Dezember 2016 gegen 

19 Uhr war es dann soweit: Etwa 300 

Zuschauer strömten in die Eishockey-

Arena in Freising, um sich das Benefiz-

spiel an zuschauen und die Familie durch 

großzügige Spenden zu unterstützen. Im 

Rahmen des Benefizspiels sammelten die 

Veranstalter und Helfer Spendengelder in 

Höhe von 3.400 Euro.

Roland und Andrea Dahm (links) sind sehr berührt und dankbar für den Einsatz der Kollegen. 



47Streife    # 02  02 / 03 2017

das spiel rückte in den Hintergrund

Das Schicksal von Roland Dahms Familie  

löste auch bei vielen weiteren Menschen 

großes Mitgefühl und die Bereitschaft 

zu helfen aus. Bereits im Vorfeld hatten 

die aus Zürich angereisten Kollegen der 

Schweizer Polizei einen vierstelligen Spen-

denbetrag gesammelt und diesen am 

Spieltag feierlich an die Familie überge-

ben. Auch der Kiosk-Betreiber der Arena 

beteiligte sich mit dem Erlös der am Spiel-

tag verkauften Artikel. Die Mitarbeiter des 

Polizeipräsidiums Oberbayern Nord unter-

stützten ebenfalls die Spendenaktion und 

sammelten während eines Adventsgottes-

dienstes 1.800 Euro für Familie Dahm.

Kurz nach dem Benefizspiel wurde 

Roland Dahm dann noch unerwartet von 

seinem Chef, dem Direktor des Bayeri-

schen lka, überrascht. Robert Heimberger 

beförderte seinen Mitarbeiter noch auf der 

Eisfläche zum Technischen Hauptsekretär 

und verlieh ihm damit zugleich den Beam-

tenstatus. Roland Dahm und seine Ehefrau 

Andrea waren überwältigt und den Trä-

nen nah. Die Aktion berührte Betroffene 

und Anwesende gleichermaßen und löste 

bei vielen Anwesenden Tränen der Freude 

aus. Der Sieg der deutschen Mannschaft 

mit 16:4 gegen das Schweizer Team rückte 

neben diesen bewegenden Ereignissen in 

den Hintergrund.

Für Roland und Andrea Dahm hat der 

Begriff »Polizeifamilie« durch die Anteil-

nahme und die großartige Unterstützung 

vieler Kolleginnen und Kollegen eine ganz 

neue Bedeutung gewonnen. Ihren Dank 

und ihre Freude über die überwältigende 

Resonanz haben sie in einem veröffent-

lichten Dankesschreiben auf der Seite  

http://www.polizisten-helfen.de zum Aus-

druck gebracht. Wer Familie Dahm eben-

falls helfen möchte, findet auf dieser Seite 

auch eine Kontoverbindung. 

Von der Polizei nrw spielten in der 

Mannschaft Ingo Dungs (lka nrw), Björn 

Römer (pp Wuppertal), Kevin Grobelniak 

(pp Bielefeld), Bodo Gutt (pp Bochum) 

und der Kapitän der Nationalmannschaft 

 Andrée Boinski (pp Bochum).

/// Andrea Schaub, psk nrw

Die Polizei-Eishockeyteams für Deutschland und die Schweiz spielten in Freising für den guten Zweck.
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personalien

wolfgang Niewald 
Neuer Leiter der  
Direktion Kriminalität 
beim Polizeipräsidium 
Bielefeld

udo schröder Neuer 
Leiter der Zentralabtei-
lung beim lafp

frank fichtner  
Neuer Leiter der  
Abteilung Polizei  
beim Landrat  
Steinfurt

Der Leitende Kriminaldirektor Wolfgang Niewald hat zum 

01.01.2017 die Funktion des Leiters der Direktion Kriminalität 

beim Polizeipräsidium Bielefeld übernommen.

Z
uvor leitete lkd Wolgang Niewald die Direktion Gefahren-

abwehr und Einsatz der Kreispolizeibehörde Gütersloh. 

/// Redaktion Streife

Der Leitende Regierungsdirektor Udo Schröder hat mit Wirkung 

vom 01.01.2017 die Nachfolge von Herrn Werner Stahl als Leiter 

der Zentralabteilung beim lafp angetreten und ist zum Leitenden 

Regierungsdirektor ernannt worden.

Z
uvor war Udo Schröder als Teildezernatsleiter 51.1 beim 

lafp tätig./// Redaktion Streife

Der Leitende Polizeidirektor Frank  Fichtner hat zum 23.01.2017 

die Funktion des Leiters der Abteilung Polizei beim Landrat Stein-

furt übernommen.

Z
uvor leitete lpd Frank Fichtner das Dezernat 14 beim  

lafp nrw.  /// Redaktion Streife
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zeitloser 
Hardrock mit 
»Thunder« 
Die »Streife« 
verlost 3 x 2 
Freikarten

Die britische Rock-Band »Thunder« gibt 

anlässlich ihres elften Studioalbums  »Rip 

It Up« im April 2017 ein Live-Konzert in der 

Zeche Bochum.

N
ach ihrer Neugründung im Jahr 

2011 sind die Briten seit der Ver-

öffentlichung des erfolgreichen 

Albums »Wonder Days« im Aufwind. Mit 

zeitlosem Hardrock beweist die Band, 

dass sie noch längst nicht zum alten Eisen 

gehört. Wie der Titel ihres neusten Studio-

albums »Rip It Up« vermuten lässt, zerris-

sen sich Danny Bowes, Luke Morley, Ben 

Mattehw, Chris Childs und Harry James 

förmlich in musikalischer, lyrischer und 

kreativer Hinsicht, um an den Erfolg ihres 

2015 veröffentlichten Albums »Wonder 

Days« anzuknüpfen. 

Bereits 1989 formierten sich in London 

aus den Überresten der Band Terraplane 

die britischen Hardrocker von Thunder. 

»Rip It Up« ist ihr mittlerweile elftes Stu-

dioalbum und damit der jüngste Zuwachs 

in der Thunder-Diskographie, die neben 

dem Debüt-Album »Backstreet-Sympho-

nie«, dem äußerst erfolgreichen »Laug-

hing on Judgement Day« und dem 2003 

erschienenen Album »Shooting at the 

Sun«, »The Magnificent Seventh« und 

dem Folgealbum »Robert Johnson’s Tomb-

stone« sowie 2008 mit »Bang!« bereits 

eine breite Palette an erstklassiger Rock-

musik darstellt. Mühelos zeigt die Band 

auf ihrem neuen Album, dass sie noch 

immer den Dreh raus haben, steinharte 

Rock-Klassiker zu basteln, ohne sich ans 

Lehrbuch zu halten. Vor allem der Gesang 

von Gründungsmitglied Danny Bowes und 

die eingängigen Melodien machen Thun-

der absolut live-tauglich. Die Band wird 

im März ihre Tournee durch Großbritan-

nien beginnen und diese im April auch in 

Deutschland fortsetzen.

In nrw werden Thunder am 24. April 

2017 in der Zeche Bochum zu hören und 

zu sehen sein.

Um an der Verlosung der Freikarten im 

Rahmen unseres  Kreuzworträtsels teilzu-

nehmen, müssen Sie nur das richtige 

Lösungswort auf einer ausreichend fran-

kierten Postkarte oder per e-Mail bis zum 

20. April 2017 einsenden an:

Ministerium für Inneres und  Kommu nales 

des Landes Nord rhein-Westfalen, 

Redaktion Streife

Friedrichstraße 62-80, 40217 Düsseldorf

e-mail: streife@mik.nrw.de 

Bitte der Redaktion: Bei e-Mails im 

Betreff nur preisrätsel eintragen und 

grundsätzlich die vollständige Privat-

adresse angeben. Danke!

Der Gewinner / die Gewinner werden 

durch Losverfahren durch das Redak-

tionsteam ermittelt. Der Gewinner / 

die Gewinner werden auf dem Postweg 

benachrichtigt. 

Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. Zur 

Teilnahme am Gewinnspiel eingesandte 

Daten werden vier Monate nach Einsen-

deschluss gelöscht.
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